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Wenn BürgerMeister*innen werden.
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Editorial

Liebe Leserinnen,
liebe Leser der AGORA,

keine Sorge - die AGORA ist nicht 
baden gegangen. Wir haben nur et-
was länger für die neue Ausgabe ge-
braucht – dafür haben Sie jetzt auch 
länger zu lesen. Ganze 16 Seiten 
sind es dieses Mal geworden!
Die AGORA entsteht neben Fami-
lie, Beruf und anderen Projekten al-
ler Beteiligten, da müssen auch wir 
manchmal mit den Kräften haushal-
ten. Trotzdem lohnt es sich, unsere 
Lebenswelt mitzugestalten... Denn 
ohne zivilgesellschaftliches Engage-
ment wäre das Sozialgefüge der 
Gesellschaft gehörig in Schieflage. 
Wie Sie den Medienberichten der 
vergangenen Wochen sicher ent-
nehmen konnten, hat die Gründung 
der „Bürger*innen-Initiative Lange-
brückenstraße 14“ öffentlichkeits-
wirksam hervorgehoben, dass die 
Gestaltung unseres sozialen Um-
feldes nicht alleine von gewählten 
Repräsentanten, genehmigenden 
Behörden und finanzkräftigen Un-
ternehmern abhängt. Viele Men-
schen engagieren sich nachhaltig 
- oft nur im kleinen Rahmen wahr-
genommen - für zahlreiche Belange 
der Gesellschaft, und finden darin 
nicht nur Belastung, sondern auch 
Erfüllung. Davon wollen wir in die-
ser und anderen Ausgaben immer 
wieder berichten.
In diesem Sinne wünschen wir Ih-
nen eine entspannte Adventszeit, 
ein fröhliches Weihnachtsfest, ei-
nen guten Rutsch ins neue Jahr und 
Fölsch Foll hinein!

Bleiben Sie aktiv! 
Die Redaktion

Sechs Menschen, Männer und 
Frauen unterschiedlichen Alters. 
Klarer Blick, aufrechte Haltung, 
hinter sich die Stadt. Die Amtsket-
ten weisen sie als bedeutungsvolle 
Repräsentanten mit Verantwor-
tung aus. Es ist offensichtlich: Hier 
stehen BürgerMeister*innen.

Na nu - wann wurden denn die ge-
wählt? Gab es da im Schatten des 
US-Wahl-Spektakels etwa einen 
heimlichen Umsturz, gar eine Re-
volution? Hat die vertraute Riege 
der Stadtvorderen abgedankt, das 
Handtuch geschmissen oder sich in 
die Südsee abgesetzt?

Nichts dergleichen ist passiert.

Das Titelbild zeigt sechs beispiel-
haft ausgewählte Bürger*innen 
unserer Stadt, die sich für ihre Mit-
menschen, ihre Umwelt, ihre Über-
zeugungen einsetzen. Einfach so, 
aus eigenem Antrieb, ohne Auftrag 
und ohne dafür bezahlt zu werden. 
Die 30-jährige Studentin und Mut-
ter, die Aktionen der politischen 
Bildung organisiert, z.B. gegen An-
tisemitismus und Diskriminierung. 
Der 15-jährige Schüler, der Stu-
fensprecher und Streitschlichter 
ist, die Schülerzeitung reanimiert 
und sich bei den Pfadfindern auf 
die Leitung einer Kindergruppe 
vorbereitet. Oder der selbstän-
dige Kreative, der sein Wissen 
und seine Werkstatt für Non-Pro-
fit-Initiativen zur Verfügung stellt 
und überall mit anfasst, wo er ge-
braucht wird. Sie geben kostenlose 
Nachhilfe für Kinder einkommens-
schwacher Familien, bieten un-
entgeltliche Übersetzungshilfe für 
Geflüchtete bei Behördengängen 
an, oder machen aus brachliegen-
den Flächen blühende Gärten für 
die Allgemeinheit. Sie experimen-
tieren mit neuen Formen der Zu-
sammenarbeit, ermöglichen Teil-

habe und Selbstbestimmung und 
schaffen auch mit knappen finan-
ziellen Ressourcen belebte Orte 
der Begegnung. Kurz: Sie gestal-
ten unsere Stadt, beeinflussen das 
Gemeinwesen und regeln das Zu-
sammenleben. Und nehmen damit 
einen gleichberechtigten Platz ne-
ben anderen Kräften und Gestal-
tern, zum Beispiel aus Verwaltung 
oder Wirtschaft, ein. Und wenn sie 
dann noch Forderungen und Ziele 
formulieren, für deren Durchset-
zung sie sich stark machen, dann 
wird es – Obacht: politisch!

Und das in Zeiten, in denen sich 
eine allgemeine Politikverdros-
senheit breit zu machen scheint? 
Wo doch augenscheinlich allein 
das Geld die Welt regiert und das 
Vertrauen in die Politik und ihre 
Repräsentanten, ja sogar gleich der 
Glaube an die Demokratie an sich 
verloren geht?

Die Antwort vieler Bürger auf die-
se Verdrossenheit  ist in vielen eu-
ropäischen Ländern, in den USA 
und auch bei uns: Nicht wählen 
oder rechts wählen. Die Sehnsucht 
nach einfachen, meist reaktionä-
ren Lösungen auf komplexe Fra-
gen. Der Rückzug ins Private. Und 
die Durchsetzung einzelner wirt-
schaftlicher Interessen vor den In-
teressen der Allgemeinheit.

Aber es gibt auch andere Antwor-
ten: Solidarität, Kreativität, ge-
meinschaftliches Wirtschaften, 
neue Formen der Zusammenarbeit 
und nicht zuletzt – neue Formen 
einer partizipativen, zeitgemäßen 
Demokratie. Und es gibt Men-
schen, die an diesen neuen Mo-
dellen mitdenken und mitarbeiten 
wollen. Die sich verantwortlich 
fühlen, auch für die nächsten Ge-
nerationen. Diesen Menschen ge-
bührt die Aufmerksamkeit. 

Nicht den Angstmachern, Schwarz-
sehern und Krawalltreibern, denen 
es meistens doch nur um die eige-
nen Macht- und Besitzansprüche 
im Hier und Jetzt geht.

Demokratie ist eben nicht nur das 
Kreuz alle vier Jahre auf einem 
Wahlzettel. Demokratie heißt be-
ständig teilnehmen. Als Mitglied 
eines Ortsbeirates oder einer 
Stadtverordnetenversammlung 
– auch dies übrigens Ehrenämter 
– oder als engagierter Mensch in 

der Schule, im Studium, im Arbeits-
leben, in der Nachbarschaft, in der 
Wohlfahrt, für Natur und Umwelt, 
für das Sozialwesen.
Und Demokratie heißt, Strukturen 
öffnen und durchlässig machen, 
Beteiligung ermöglichen, Macht 
teilen und politische Beauftragung 
als Dienstleistung an den Bür-
ger*innen zu begreifen.

Dann sind Politik und Volk nicht die 
einen und die anderen, sondern: 
Kollegen.
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Im August 2016 wurde der Verkauf 
des Fabrikgeländes in der Lange-
brückenstrasse 14 bekannt. Den 
dort angesiedelten soziokulturel-
len Initiativen droht nun wegen 
Neubebauungsplänen das Aus. 
Um in den Prozess eingreifen zu 
können, hatten sie die „Bürger*in-
nen-Initiative Langebrückenstras-
se 14“ gegründet. Ein Bericht über 
Sein und Werden des L14.

Ein Pfeilschuss in einen Bienen-
korb könnte nicht dramatischer 
ausfallen, als die Ankündigung in 
den osthessischen Medien zum 
Verkauf des Areals in der Langebrü-
ckenstrasse 14 an die Petersberger 
Investoren Burg & Geissendörfer. 
Das ehemalige Fabrikgelände, das 
sich von der Langebrückenstrasse 
bis zur Weimarer Straße unterhalb 
des Tunnels zieht, wird nicht um-
sonst von den derzeit handelnden 
Akteuren als „Filetstück“ bezeich-
net. Ist es doch eines der letzten 
attraktiven Gelände im Innenstadt-
bereich, das früher oder später in 
die Hände von Investoren gelangen 
musste. Zum Verkauf stand es be-
reits seit einigen Jahren, allein der 
angesetzte Preis schien vielen Inte-
ressenten zu hoch und die Kommu-
nikation mit den in Hamburg ansäs-
sigen Eigentümern war alles andere 
als leicht. 

Die Gefahr eines Verkaufes, und 
damit die Bedrohung durch einen 
Abriss war auch den zahlreichen 
Initiativen bekannt, die sich im Be-
reich des Hinterhofes im Laufe der 
letzten zwei Jahrzehnte als Un-
termieter des Jugendwerkes der 
AWO Nordhessen angesiedelt ha-
ben. Während die AWO Fulda viele 
Jahre lang das imposante Vorder-
haus als Geschäftsstelle nutzte und 
mit Bewerbungstraining und der 
Fahrradmanufaktur „Lohn & Brot“ 
im Hinterhaus residierte, war das 
Jugendwerk mit Streetwork-Pro-
jekten lange im Hof beheimatet. 
Schon vor zwanzig Jahren wurde 
hier ein Teil der Räumlichkeiten an 
das Kunstprojekt „Eismaschine“ 
der damals noch in Fulda lebenden 
Künstler Matthias Martens und 
Robbie Cyron untervermietet, und 
im Konzertraum L14, das zu dieser 
Zeit noch nicht Café Panama hieß, 
fanden bereits Punk- und Metal-
konzerte statt. 

Seit zwanzig Jahren Subkultur

Der Einzug der alternativen Kultur 
begann hier also bereits vor langer 
Zeit. Inzwischen sind deutlich mehr 
ehrenamtliche Initiativen im L14 
angesiedelt und haben hier eine 
für Fulda einmalige soziokulturelle 
Struktur aufgebaut, deren Gemein-
samkeit bei aller Unterschiedlichkeit 
der Angebote in der Nachhaltigkeit 
liegt. Die Erzeuger-Verbaucher-Ge-
meinschaft „Gelbe Rübe“, über die 
man als Mitglied ökologische und 
faire Lebensmittel aus der Region 
beziehen kann, ist dort ebenso ak-
tiv wie der Kleider-Tauschladen, 
selbstverständlich geldfrei. Dane-
ben finden sich die „Nähbar“ und 
die Siebdruckwerkstatt, während 
kulturelle Aspekte im unteren Ge-
schoss durch das Café Panama und 
das Kino 35 abgedeckt werden. 
Jüngst wurde auch das Repair-Ca-
fé „ErneuerBar“ eröffnet. Weiter 
sind in der ehemaligen Bootshalle 
Ateliers und Werkstätten entstan-
den und im gegenüber liegenden 
Gebäudetrakt befindet sich das 
Vereinsheim „Underground“ des 
YouRoPa e.V.. Sonntags wird im L14 

von der „Küche für alle“ veganes Es-
sen gezaubert, die Trommelgruppe 
„Djembe“ trifft sich genauso wie 
die Zirkus- und die Theatergruppe. 
Zudem nutzen die Räume auch dort 
nicht angesiedelte Initiativen wie 
KÖK e.V., Greenpeace Fulda oder 
das Initiativen-Netzwerk. Welche 
Vielfalt sich an diesem Ort konzen-
triert, davon konnten sich hunderte 
Besucher*innen auf dem eiligst in-
szenierten Hoffest am 18. Septem-
ber ein Bild machen, von dem es 
auch einen Trailer im Offenen Kanal 
Fulda und auf youtube gibt. Auch 
Vertreter*innen der Stadtverord-
netenfraktionen von Linke/Offene 
Liste, Bündnis‘90/Die Grünen, SPD 
und CDU waren zu Besuch auf dem 
Fest, ebenso der Investor Christo-
pher Burg und der ehemalige Kul-
turamtsleiter Dr. Werner Kirchhoff, 
der sich einst lange vergeblich dafür 
einsetzte, das ehemalige Fabrikge-
lände unter Denkmalschutz stellen 
zu lassen. Viele Menschen betraten 
aufgrund der Medienberichterstat-
tung erstmals das Gelände L14 um 
sich zu informieren. Dies wurde den 
VertreterInnen der unmittelbar 
nach Bekanntgabe des Verkaufes 
gegründeten „Bürger*innen-Initia-
tive Langebrückenstrasse 14“, kurz 
BI-L14, an deren Infostand wäh-
rend des Hoffestes immer wieder 
versichert. 

Die BI-L14 wurde etwa eine Woche 
nach Bekanntgabe des Verkaufes 
ins Leben gerufen, in ihr finden sich 
alle ansässigen Initiativen, sowie 
AnwohnerInnen und zahlreiche Ein-
zelpersonen wieder, die sich seitdem 
dafür einsetzen, das L14 und seine 
Vielfalt zu erhalten. In einem „Offe-
nen Brief“ appellierte die BI an OB 
Dr. Heiko Wingenfeld und Bürger-
meister Dag Wehner „unser nach-
folgendes Anliegen wirkungsvoll zu 
unterstützen“. Schließlich entstehe 
„mit der Kündigung des bisherigen 
Mietverhältnisses zum Februar 
2017 (…) ein Druckfaktor, welcher 
nicht nur uns (…) sondern ein brei-
tes, bürgerschaftliches Engagement 
in der Stadt Fulda betrifft.“ Der Brief 
wurde von den osthessischen Medi-
en im Wortlaut wiedergegeben und 
die Reaktion der Stadt Fulda folgte 
prompt. Zeitnah, so die Aussage in 
einer Presseinformation, würde die 
Stadt der BI-L14 einen Gesprächs-
termin anbieten. Der angedachte 
Gesprächstermin Anfang Novem-
ber war der BI dann doch deutlich 
zu spät. Nach einem erneuten Brief 
der BI an den Oberbürgermeister 
kam es tatsächlich zum vorgezoge-
nen Erstgespräch im Stadtschloss 
bereits Ende September, was wich-
tig war, um eine Richtung erfahren 
zu können und einen vagen Einblick 
in den bis dahin eher verwirrenden 
Gerüchtekessel aus Abrissbefürch-
tungen, Wohnbebauungsplänen, 
Vorkaufsrechtspekulationen und 
Denkmalschutzbehinderungen zu 
bekommen. 

Dabei geht das Tauziehen um das 
Areal in der Langebrückenstrasse 
bereits seit längerem, wenngleich 
auch deutlich weniger spektakulär 
als in den letzten Wochen. Schon vor 
rund vier Jahren, als bekannt wur-
de, dass das Gelände für einen Preis 
von über vier Millionenen Euro zum 
Verkauf angeboten wurde, gab es 
erste Gespräche mit Vertretern der 
Stadt von Seiten des AWO-Jugend-
werkes, da eine Verlängerung des 
bestehenden Mietvertrages immer 
nur um ein weiteres Jahr erfolgte 
und hier eine große Unsicherheit 
für die bestehenden Projekte in 

der Luft lag. Bereits während die-
ser Zeit siedelten sich immer mehr 
Initiativen auf dem Gelände an. Das 
Kino35 war erst seit kurzer Zeit 
aktiv und die Gelbe Rübe zog auch 

erst vom Heinrich-von-Bibra-Platz 
dorthin; Kleidertausch und Nähbar 
beispielsweise entstanden erst in 
dieser Zeit. Trotz des Damokles-
schwertes vom drohenden Verkauf 
entwickelte sich das L14 immer 
mehr zum Oberzentrum subkultu-
reller Aktivitäten und zu einem Ort 
der Vernetzung von Nachhaltig-
keits-Initiativen jedweder Art und 
genutzt von Bevölkerungskreisen 
jeglichen Alters und Herkunft. Das 
alljährliche Hoffest bot eine gute 
Möglichkeit, einen Eindruck in die 
vielfältige Struktur zu bekommen. 
Um die Aussicht auf städtische 
Fördergelder zu erhalten, wurden 
im kompletten Jahr 2014 die An-
zahl der Veranstaltungen und die 
BesucherInnenströme gezählt. Die 
erhobenen Zahlen von rund 18.000 
BesucherInnen in über 500 Veran-
staltungen im Gebäudekomplex, 
die auch im Offenen Brief erwähnt 
wurden, sind seitdem sogar deut-
lich gestiegen, da die Quantität der 
Veranstaltungen und Treffen sogar 
noch zugenommen hat und auch 
das Kino35 und die Tanzveranstal-
tung „International Soundclash“ als 
Publikumsmagneten inzwischen er-
heblich bekannter sind als noch vor 
zwei Jahren. 
Doch warum wurde eine Bürger*in-
nen-Initiative nicht bereits in den 
letzten Jahren aktiv, um die Zukunft 

des Areals frühzeitig beeinflussen 
zu können und auf die Stadt hinwir-
ken zu können, das Viertel als Sa-
nierungsgebiet auszuschreiben und 
so im Vorfeld zumindest die Option 

aufrecht zu halten, hier stadtplane-
risch eingreifen zu können? 
Zu erklären wäre dies mit einem 
stillschweigenden Abkommen zwi-
schen den diversen Nutzer*innen 
und dem Jugendwerk der AWO mit 
Sitz in Kassel. Diese ist Hauptmie-
terin des Komplexes und Christian 
Schmitt als Referent des Jugend-
werkes in Fulda hält als deren ört-
licher Vertreter den Mietvertrag, 
der aktuell noch bis Ende Februar 
2017 läuft. Eine mündliche Verlän-
gerungszusage durch Investor Burg 
steht allerdings im Raum. Eine Un-
tervermietung von Räumen an Ini-
tiativen fand über Christian Schmitt 
statt, der bis dahin in Kontakt zu 
den Eigentümern stand, die ihrer-
seits keinerlei Interesse an Sanie-
rung oder Reparatur aufbrachten. 
Sie waren nahezu unerreichbar und 
schriftliche Anfragen wurden nicht 
beantwortet. Das Gelände wurde 
dem Verfall preisgegeben, und so 
musste zum Beispiel die Kino-Initia-
tive auf die Spendenbereitschaft ih-
rer Filmbesucher*innen zurückgrei-
fen, um eine provisorische Stütze 
für den von Zusammenfall bedroh-
ten Schornstein zu errichten, damit 
der Spielbetrieb aufrecht erhalten 
werden konnte. Die Initiativen küm-
merten sich also in erster Linie um 
ihr Tagesgeschäft, in beiderseitigem 
Agreement mit dem Hauptmieter, 

Jugendwerk, das selber einige Pro-
jekte im Haus durchführte. 
Ein Bedarf, die öffentliche Aufmerk-
samkeit auf die Langebrückenstras-
se zu richten, wurde weder von 
den Initiativen, noch vom Jugend-
werk gesehen. Die nun gegründete 
BI existiert als Interessenvertre-
tung aller Initiativen parallel zum 
Jugendwerk der AWO, beide mit 
dem Grundinteresse, den Standort 
langfristig halten zu können. Bis-
lang treffen sie alle auf eine große 
Gesprächsbereitschaft, auch bei 
den Investoren, so Matthias Söhlke, 
einer der BI-Sprecher. Diese zumin-
dest gegenwärtige Offenheit hat die 
BI auch dazu veranlasst, eine „Offe-
ne Skizze“ über die weitere Gestal-
tung des 7.300 m² großen Areals zu 
erstellen, mit der sie sich offensiv an 
Stadt und Investoren richtet und so 
zeigen will, dass sie nicht nur kämp-
ferisch ist, sondern auch innovativ. 
Bei der Veröffentlichung Mitte Ok-
tober im Kino35 waren demnach 
auch OB Wingenfeld und Investor 
Burg zugegen und zeigten sich sicht-
lich interessiert. Die Areale „Hotel 
Magdas“ in Wien und „Grandhotel 
Cosmopolis“ in Augsburg sind auch 
ihnen ein Begriff und diese dienten 
auch der BI in ihrer Skizze zum Vor-
bild. Auch die „Knechtschen Hallen“ 
in Elmshorn können an dieser Stelle 
zusätzlich erwähnt werden. In die-
sen Beispielen wird gezeigt, dass die 
Verbindung von freier Soziokultur, 
Übernachtung, Gastronomie und 
Wohnraum bestens funktionieren 
kann, wenn der politische und pla-
nerische Wille dazu vorhanden ist.

„Öffentliche Anfragen sind für den 
Prozess nicht förderlich“

Dass bereits im Vorfeld des Verkau-
fes Aktivitäten zur Sicherung des 
L14 stattfanden, zeigen die Bemü-
hungen der Oppositionsparteien. 
So stellte bereits die Grünen-Stadt-
verordnetenfraktion im November 
2015 einen Haushaltsantrag zum 
Kauf des Geländes, um stadtplane-
risch tätig werden zu können und 
dennoch die Soziokultur dort hal-
ten zu können. Der Antrag wurde 
in einen Prüfantrag umgewandelt 
und liegt seitdem unbearbeitet auf 
Halde. Anfang Juli 2016, einen Mo-
nat vor Bekanntgabe des Verkaufes, 
stellte die Linke/Offene Liste eine 
Anfrage in der Stadtverordneten-
versammlung und wollte von Stadt-
baurat Daniel Schreiner wissen, in 
welcher Phase der Prüfauftrag sich 
denn nun befinde und vor allem, ob 
es Bauvoranfragen von Kaufinter-
essenten gäbe. Hier zumindest be-
stätigte Schreiner gemäß Protokoll, 
dass „Stadtbaurat und Fachverwal-
tung (…) Kontakt zur Eigentümerge-
meinschaft herstellen“ konnten und 
es in der Korrespondenz bislang um 
„Untersuchungen und Gutachten“ 
ginge, konkrete Kaufverhandlun-
gen allerdings noch nicht geführt 
werden konnten. Das erstaunliche 
Element in der Beantwortung der 
Anfrage ist allerdings die protokol-
lierte Aussage, dass „Öffentliche 
Anfragen (...) für den Prozess nicht 
förderlich“ seien.

Scheinbar war und ist es nicht im 
Interesse der Stadt, das Thema Lan-
gebrückenstraße öffentlich hoch-
kochen zu lassen. Dass es nur ei-
nen Monat nach der Anfrage in der 
Stadtverordnetenversammlung zur 
Bekanntgabe des Verkaufes kam, 
lässt hier aufhorchen. 

Bitte lesen Sie auf der nächsten Sei-
te weiter.

„Öffentliche Anfragen sind für den Prozess nicht förderlich“
Das Gelände in der Langebrückenstraße 14 beschäftigt seit geraumer Zeit die Bürger und Bürgerinnen. Und auch den Magistrat.

Foto: Sebastian Krasnik
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OB Wingenfeld bekräftigte in dem 
Gespräch mit der BI im September, 
er habe erst wenige Tage vor der 
Presseveröffentlichung vom Ver-
kauf Kenntnis bekommen. Auch die 
vergebliche Mühe der Stadt, mit 
den bisherigen Eigentümern in nä-
heren Kontakt zu treten, um Kaufin-
teresse zu signalisieren, zeugt eher 
von Halbherzigkeit. Dass die Stadt 
das Areal nicht als Sanierungsgebiet 
ausgewiesen und sich damit ein Vor-
kaufsrecht hätte sichern können, ist 
entweder verwaltungstechnische 
Raffinesse oder stadtplanerische 
Nachlässigkeit. Mit dem Kauf durch 
die Investoren Burg & Geissendör-
fer jedenfalls scheint man bei der 
Stadt recht zufrieden. Haben diese 
doch bereits kreativen Mut gezeigt, 
beispielsweise in der Umgestaltung 
des Telekomgebäudes Unterm Hl. 
Kreuz in ein trendiges Hotel und 
der Verwandlung des vor sich hin 
gammelnden Glaspalastes in der 
Kurfürstenstraße in ein Studieren-
denwohnheim. Die lokale Verwur-
zelung der Investoren und deren 
Innovationsexperimente geben 
jetzt auch der BI die Hoffnung, hier 
Einfluss auf den Verbleib in der Lan-
gebrückenstraße zu nehmen und in 
der zukünftigen Nutzung berück-
sichtigt zu werden. Der komplette 
Verlauf des unter Umständen mehr-
jährigen Entwicklungsprozesses je-
denfalls wird auf Film festgehalten, 
eine Methode, die auch den Prozess 
um ein ehemaliges Fabrikgelände 
in Köln-Ehrenfeld durchaus positiv 
im Sinne der dortigen BI beeinflusst 
haben könnte (Film: „Wem gehört 
die Stadt – Bürger in Bewegung“, 
AGORA berichtete). Schließlich 
geht es neben dem Geld auch immer 
um eine positive Außenwirkung.

Einzigartige Hallenkonstruktionen

Was bei den Diskussionen bis-
lang weitgehend unterging ist die  
Existenz der an den genutzten Kom-
plex angrenzenden Fabrikhallen auf 
dem Gelände. Die Hallen, die laut 
einem Leserbrief von Michael Mott  
(namhafter Historiker und Heraus-
geber der Bildbände „Fulda einst 
und jetzt“) in der Fuldaer Zeitung 
vom 18. August 2016, in der Mitte 
des 19. Jahrhunderts entstanden, 
haben eine seltene Sheddach-Kon-
struktion, die weitgehend selbsttra-
gend erstaunlich viel Licht auf die 
Produktionsflächen bringen. Auch 
wenn ein Teil der Hallen mangels 
Pflege langsam in sich zusammen-
fällt, steht etwa die Hälfte noch 
sanierfähig da und ist mit über-
schaubarem Aufwand als Industrie-
denkmal durchaus erhaltenswert. 
Welche Gründe auch immer eine 
Rolle gespielt haben mögen, dass 
die Wiesbadener Denkmalaufsicht 
diese Hallen nicht unter Denkmal-
schutz stellte, bleibt offen. Schließ-
lich wurden einige Jahre zuvor die 
einzigen einst noch verbliebenen 
Hallen auf dem Gelände des Par-
zeller-Verlages wohl mit dem Ar-
gument dem Abriss freigegeben, es 
gäbe in der Langebrückenstrasse 
noch ein Ensemble dieses Bautyps, 
das erhalten werden könnte. Die 
Vorgehensweise des in sich ver-
schlossenen und nicht öffentlich ta-
genden Denkmalschutzbeirates ist 
hier widersprüchlich und selbst für 
Interessierte nicht immer durch-
schaubar. In der „Offenen Skizze“ 
der BI finden die letzten verbleiben-
den Hallen in Fulda daher auch be-
sondere Beachtung, zumal sie sich 
sicherlich als architektonisch inter-
essantes Nutzgebäude in ein Wohn-
konzept integrieren lassen würden. 

Wie geht’s weiter?

Momentan werden die Dinge erst 
einmal geordnet, die BI zeigt sich 
diplomatisch und kämpferisch zu-
gleich. In kürzester Zeit haben sie 
nicht nur ein gut besuchtes Hoffest 
veranstaltet und eine interne Pla-
nungsgruppe gebildet, die mit der 
Erstellung der mehrseitigen „Of-
fenen Skizze“ Kompetenz bewies, 
sondern auch die Gespräche mit den 
handelnden Akteuren gesucht und 
eine bunte Kundgebung zum Erhalt 
des L14 Ende Oktober auf dem Je-
suitenplatz durchgeführt. Von Sei-
ten der Investoren ist laut Aussage 
der BI bis Jahresende Ruhe ange-
sagt, bevor planerische Tätigkeiten 
aufgenommen werden. Erst wenn 
der Verkauf rechtskräftig über die 
Bühne gegangen ist, wird hier ange-
setzt. Zugesagt ist die Verlängerung 
des bestehenden Mietvertrages, 
der den Initiativen ein wenig Luft 
verschaffen dürfte. Christopher 
Burg, selbst früherer Besucher des 
„Soundclash“, sieht hier keine Eile in 
der Entwicklung des Areals. 

Auf Seiten der Stadt Fulda kehrte 
durch die Aufnahme in das Förder-
programm „Stadtumbau West“ für 
das Gebiet Hinterburg/Langebrü-
ckenstraße Zufriedenheit ein, da 
so auch zusätzlicher Wohnraum im 
urbanen Umfeld geschaffen werden 
soll. Gegenüber der BI erwähnte 
OB Wingenfeld zumindest auch den 
Standort Langebrückenstraße als 
eine der wenigen größeren Flächen 
im inneren Stadtgebiet, die den ge-
wachsenen Bedarf nach bezahlba-
rem innerstädtischen Wohnraum 
zumindest ein Stück weit zufrieden 
stellen soll. Die Langebrückenstra-
ße wird hier als ein Kernstück in 
dieser Entwicklung gesehen. Durch 
die Vorschrift im Förderprogramm 
„Stadtumbau West“, zivilgesell-
schaftliche Kräfte ebenso wie 
Privatpersonen und Träger einzu-
binden, ist die BI nun als eine der be-
ratenden Kräfte der Lenkungsgrup-
pe vorgesehen, welche die weiteren 
Planungen in diesem Viertel beglei-
tet. Die Bezeichnung „Westbrücke“ 
in der Skizze der BI hebt die Bedeu-
tung des Ortes L14 hervor. Ob es in 
Fulda wie in Köln-Ehrenfeld auch zu 
einem Teilrückkauf des Geländes 
durch die Stadt kommen könnte, 
bleibt derzeit reine Spekulation. Die 
Zeichen der Zeit allerdings deuten 
darauf hin, dass die Chancen nicht 
allzu schlecht stehen. Schließlich 
gibt es hier eine gewachsene Struk-
tur, die auch zahlreiche Studierende 
anspricht. Für deren Wohlgefühl ist 
das Angebot in der Stadt Fulda der-
zeit recht überschaubar. Das weiß 
auch OB Wingenfeld und ist des-
halb für diese Denkrichtung offen. 
In weiteren anstehenden Gesprä-
chen wird es mit Stadt und Investo-
ren auch darum gehen, in welcher 
Form das L14 erhalten werden kann 
und wie sich freie Kultur mit Wohn-
bebauung vereinbaren lässt. 

Immerhin hat die Stadt aus dem 
vergangenen Haushaltsjahr einen 
Überschuss von rund 11 Millionen 
Euro erwirtschaftet, was das Urge-
stein der Fuldaer CDU, Hans-Dieter 
Alt, zu dem Vorschlag in der Stadt-
verordnetenversammlung vom 18. 
September veranlasste, diese Mit-
tel für die Langebrückenstraße ein-
zusetzen. 

Das Geld wäre sicherlich nicht 
falsch angelegt!

Die L14
Fortsetzung des Berichtes über die Langebrückenstraße.

Am 13. Oktober präsentierte die 
„Bürger*innen-Initiative L14“ ihre 
konzeptionellen Vorstellungen 
unter dem Titel „L14 – Die West-
brücke zur Stadt“ im Kino35 unter 
Anwesenheit von u.a. OB Dr. Heiko 
Wingenfeld und Investor Christo-
pher Burg. Darin legte sie ihre Vi-
sionen offen, wie trotz der Umbau-
pläne der Stadt und den baulichen  

 
 
 
 

Interessen der Investoren Burg & 
Geissendörfer ein Verbleib des so-
ziokulturellen Zentrums L14 aus-
sehen könnte. In der 14-seitigen 
Skizze werden die Perspektiven 
sogar erweitert, in dem als Ziel eine 
„multifunktionale Einrichtung“ 
ausgegeben wird. 
So sieht die BI hier als wesentliche 
Zukunftspunkte:

- einen Ort des Austausches für 
Kulturschaffende und -interessier-
te (…)

- Langfristige Planungssicherheit 
für die verorteten Initiativen (…)

- Menschen mit besonderem Un-
terstützungsbedarf eine Qualifizie-
rungs- und Beschäftigungsoption 
zu bieten und Botschafter des in-
klusiven Kultur- und Integrations-
verständnis unserer Stadt zu sein

- Dem Umfeld im Quartier durch 
eine partizipative Kultureinrich-
tung Mitgestaltungsmöglichkeiten 
zu erhalten (…)

- Die Vielfalt der Bewohnerstruk-
tur im Viertel zu erhalten und zu 
stärken

- Erhalt und Ausbau dieses poeti-
schen Ortes, der identitätsstiftend 
für Fuldaer Bürger ist

- Bewahren des offenen Innen-
hof-Ambientes des Areals

Kernstück neben dem Erhalt der 
jetzigen Struktur und dem Teiler-
halt der Industriehallen, und damit 
sicherlich interessant für die mit 
der Planung befassten Personen, 
ist die Idee eines Cafébetriebes 
und die Eröffnung eines Hostels. 
Die BI verweist hier auf den für 
viele Individualtouristen bedeut-
samen Ankunftsweg von der Wei-
marer Strasse zur Innenstadt, der 
unweigerlich am L14 vorbeiführt. 
Café und Hostel indes würden 
zahlreichen Menschen mit Hilfe-
bedarf sowie Geflüchteten eine 
Beschäftigungs- und Integrations-
möglichkeit bieten und zudem den 
dort längst praktizierten nachhal-
tigen Upcycling-Gedanken weiter-
tragen. 

In Bezug auf die Tragfähigkeit wird 
ein Teilrückkauf des Geländes 
durch die Stadt Fulda von Seiten 
der BI angestrebt, gegebenenfalls 
auch eine Langzeitvermietung 
durch die Investoren an die Stadt. 
In deren Verantwortung, so die BI, 
liegt auch die Pflicht zur Ermögli-
chung von Freiräumen für sozio-
kulturelle Bewegungen. Fulda hat 
als Metropole im osthessischen 
Raum neben der Hoch- und der 
Trivialkultur auch eine blühende 
Subkultur. Die BI verweist wei-
ter auf Förderprogramme von EU, 
Bund und Land und sieht auch lo-
kale Sozialbetriebe in den Umbau 
integriert. „Unsere Skizze will hier 
ein positives stadtplanerisches Zei-
chen setzen und die soziale Inno-
vation darstellen, die dieses Areal 
bietet. (…) Für die Bürger dieser 
Stadt wünschen wir uns den Erhalt 
dieses identitätsstiftenden Sozio-
tops, das so vielen Menschen Im-
pulse zur Teilhabe gibt.“

Die Skizze kann in kompletter Län-
ge als PDF bei der BI angefordert 
werden. Eine Nachricht an die Mai-
ladresse BI-L14@gmx.de oder eine 
Nachricht auf die facebook-Seite 
der BI reicht aus.

Offene Skizze eines  
soziokulturellen Quartiers:

„Eine partizipative Kultureinrichtung“

Foto: Walter M. Rammler

Weitere Informationen:
Web:  http://bi-l14.cafepanama.de/
Facebook:  www.facebook.com/Bürgerinitiative-L14
Youtube: www.youtube.com/watch?v=33EYYqTyBCE
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Als engagierter Bürger in Fulda fin-
de ich den gemeinsamen Prozess, 
den Investoren, Stadtverwaltung 
und Bürger*innen der L14 begon-
nen haben, sehr spannend. Denn 
die daraus entstehende mögliche 
Beteiligungsform ist für Fulda 
neu. Das Ergebnis ist ungewiss, die 
Verwaltungsspitze öffnet sich, und 
beides hat mit Mut zu tun. Diese 
Offenheit, wenn denn authentisch, 
ist auch ein Zeichen von Stärke. Die 
Verantwortung liegt jetzt bei allen 
drei Seiten.
 
Im Vergleich symbolisiert die Ent-
wicklung am Löhertor den trauri-
gen, gewöhnlichen Weg, den Fulda 
so oft nimmt. Seit Jahren laufen wir 
Bürger*innen der Unterstadt jeden 
Tag an einem toten Gebäude entlang 
- bezeichnenderweise ist übrigens 
das einzige, was dort noch geöffnet 
ist, die Tiefgarage – und haben Ge-
danken und Visionen, wie es dort 
einmal wieder lebendig aussehen 
könnte. Nur um dann zu erfahren, 
dass der private Investor die vorde-
re Front (Löherstraße. Bardostra-
ße) schon fest geplant hat. Für den 
hinteren Teil wurde eine Kommis-
sion gebildet. Immerhin, würde 
man wohl sagen. Die Kommission 
besteht aus Investor, Stadtverwal-
tung, Architekten und ausgewähl-
ten Personen aus der Stadtverord-
netenversammlung.  Das Angebot, 
Ideen direkt von den Anwohner*in-
nen zu nutzen, ist ausdrücklich nicht 
erwünscht.  Stattdessen ruft Herr 
Jennemann (SPD – wahrscheinlich 
als Sprachrohr  vieler anderer Mit-
glieder der Kommission) den Bür-
ger*innen gönnerhaft zu: „Es wird 
was Schönes dabei rauskommen!“
Welches Bild über die Beziehung 
zwischen Amtsträgern und Bür-
ger*innen spiegelt das wieder? 
Oder erkenne nur ich da das alte 
Prinzip von: „Ich oben, du unten?“ – 
und man komme mir jetzt bloß nicht 
mit der These, man brauche Hierar-
chien, damit etwas funktioniert. Es 
gibt längst moderne Modelle und 
neue Formen mit natürlichen Stu-
fen, die Zusammenarbeit und Ent-
scheidungsprozesse organisieren 
helfen - ich bin gerne für eine Dis-
kussion darüber bereit.
 
Der Prozess rund um die L14 spie-
gelt da schon ein neues Bild wieder. 
Hier besteht die Chance, alle Seiten 
als gleichberechtigte Partner zu 
sehen. Dabei ist noch mal zu beto-
nen, dass dann auch Bürger*innen 
als Experten eine neue Form von 
Verantwortung übernehmen müs-
sen.  Was unbequem werden kann. 
Nichts desto trotz, wer bitte schön 
ist eher geeignet, einen Ort mitzu-
gestalten, als die Menschen, die seit 
Jahren Zeit, Schweiß, Gedanken, 
Träume, Hingabe, Geld und Ehren-
amt dort investiert haben.
 
Auf die Frage, wem gehört die 
Stadt, kann man im Moment wohl 
sagen, sie verkauft sich selber ger-
ne an „Private“.  Das Leben darin 
und drum herum gehört jedoch uns 
allen.  Wir alle tragen dazu bei, die 
Stadt überhaupt erst zum Leben 
zu erwecken.  Bunt oder Grau kon-
form.   Und genau hier kann auch 
die Stadtverwaltung gestalterisch 
beitragen. Aus meiner Sicht hat sie 
vor allem diese eine Aufgabe: Räu-
me anzubieten und im Dienste ihrer 
Bürger*innen co-kreative Prozesse 
zu begleiten.
 
Im Sommer war ich glücklicherwei-
se bei einem Hörmahl Konzert von 
Alex Mayr im Cafe Panama. In ihrem 

Lied „Gut gegen Böse“ singt sie im 
Refrain: „Schubladen gehen auf und 
zu, das Hirn sendet schwarz weiß.   
Dreh dir mal mehr Farbe rein, dreh 
dir mal mehr Farbe rein...“
 
Danke L14, dass du da was drehst.

Felix Döppner, Fulda

„Wem gehört die Stadt?“
Unter diesem Motto hatte die „In-
teressengemeinschaft Löherstra-
ße“ gemeinsam mit dem Kulturver-
ein „Kino 35“  und AGORA am 19. 
August zu einer Filmvorführung 
mit anschließender Diskussion ein-
geladen. Am Beispiel eines Kölner 
Stadtteils wurde die Beteiligung 
der dortigen Anwohner an den Pla-
nungen zur Neubebauung eines al-
ten Industriegeländes gezeigt.

Anschließend gab es einen lebhaf-
ten Austausch auch mit der anwe-
senden Regisseurin, wie eine solche 
Mitsprache bei der Neugestaltung 
des Löhertorzentrums  aussehen 
könnte. Zu dieser Veranstaltung 
waren unter anderem Oberbürger-
meister Dr. Heiko Wingenfeld und 
Stadtbaurat Daniel Schreiner ein-
geladen. Über 100 Teilnehmer folg-
ten auf dem Vorplatz des Löhertor-
zentrums der Filmvorführung und 
der anschließenden Diskussion, die 
leider ohne den Oberbürgermeis-
ter und den Stadtbaurat stattfand, 
da beide wegen anderweitigen 
terminlichen Verpflichtungen ab-
gesagt hatten. Ein anschließender 
Brief der Bürgerinitiative, die sich 
unmittelbar nach der Veranstal-
tung gründete, mit der Bitte an den 
OB und Stadtbaurat einen Termin 
ihrerseits vorzuschlagen , um uns 
über die Neugestaltungspläne zu 
informieren und die Vorschläge der 
anrainenden Bürger und Gewer-
betreibenden zu Gehör zu bringen, 
blieb bis heute unbeantwortet. In 
der Zwischenzeit wurde ein Archi-
tektenworkshop ins Leben gerufen, 
der Vorschläge für die Entwicklung 
des Löhertor-Areals entwickeln soll. 
Zu diesem Workshop wurden we-
der Bürger noch alle Parteien des 
Magistrats zugelassen.

Ergebnis: Das Hamburger Büro des 
Investors, bzw. ein Hamburger Ar-

chitektenteam plant die geschlos-
sene Bebauung entlang der Löher- 
und Bardostraße, die Fuldaer Büros 
Reith und Wehner und Sichau und 
Partner den Innenbereich sowie die 
kleinteilige Bebauung in Richtung 
Gerbergasse.

Auch wenn es der Bürgerinitiative 
aktuell besonders um das Löhertor 
geht und man sich dort eine Bebau-
ung und Ansiedlung wünscht, die 
den vorgegebenen baulichen Gege-
benheiten und dem Flair des Vier-
tels gerecht wird, will sich die Initi-
ative zukünftig allgemein für mehr 
Bürgerbeteiligung an allen stadtre-
levanten Planungen einsetzen. 
Erinnern wir uns an die Neugestal-
tung der heutigen „Dalberghöfe“, 
auf dem Gelände der ehemaligen 
Milchwerke. Hier wurde ein Mas-
terplan erstellt, der bezahlbaren 
Wohnraum für junge Familien vor-
sah, viel Grünfläche zwischen Brau-
hausstraße und Osthessencenter, 

einen Durchgang durch das Osthes-
sencenter zum Einkaufszentrum 
Emaillierwerk. Dann wurde das 
Gelände an einen privaten Inves-
tor verkauft, der sich nicht um die-
se Pläne scherte und ein weiteres 
Einkaufszentrum errichtete. Auch 
für das Löhertor gab es einen Ent-
wicklungsplan, der ein kleinteilige-
res Einkaufszentrum, Wohnungen 
und einen attraktiven Zugang zu 
den Fuldaauen vorsah. Auch hier 
scheint man es nun aber vorrangig 
dem privaten Investor zu überlas-
sen, wie die zukünftige Bebauung 
und Nutzung des Areals aussieht. 
Ein weiteres Beispiel ist das Quar-
tier Langebrückenstraße 14. Auch 
hier wurde ein innerstädtisches 
Filetstück von privaten Investoren 
erworben. Inwieweit die dort ansäs-
sigen Initiativen noch bleiben kön-
nen, ist ungewiss. Unterstellt man, 
dass die dortigen Investoren mit 
ihrem Kauf Geld verdienen wollen, 
wird dies wohl nicht mit den Initia-
tiven gewährleistet sein.

Es geht auch anders:
Kleine Gemeinden wie Hofbieber 
rufen ihre Gemeindemitglieder 
dazu auf, an einer Kreativwerkstatt  
teilzunehmen, um über die Gestal-
tung des Dorfmittelpunktes zu be-
raten. Eine Stadt wie Kaiserslautern 
bittet ihre Bürger an der Erstellung 
eines Kriterienkatalogs mitzuwir-
ken, wie die zukünftige Nutzung ei-

nes alten Fabrikgeländes aussehen 
soll. Viele Städte haben zwischen-
zeitlich eine eigene Immobilien-
verwaltung, die wichtige Areale für 
die Stadtentwicklung ankauft und 
im Interesse von Stadt und Bürger 
verwaltet. Notwendige Vorausset-
zung ist ein Stadtentwicklungsplan, 
der unter Bürgerbeteiligung erstellt 
wird.

Allerorts wird Parteiverdrossen-
heit beklagt, prozentual sinkt seit 
Jahren die Wahlbeteiligung, ein Er-
gebnis von fehlender Einbeziehung 
der Bürger, die Entscheidungen 
vorgesetzt bekommen, politische 
Abläufe und Entscheidungen nicht 
mehr nachvollziehen können und 
resignieren. 

Konrad Weiß, Mitbegründer der 
Demokratie-Jetzt-Bewegung, hat 
Ende September in seinem Vortrag 
zum 27. Jahrestag der Gründung 
von „Demokratie  Jetzt“ gesagt: „Un-

sere Demokratie leidet…an einem 
Mangel an unmittelbarer Beteili-
gung der Bürgerinnen und Bürger. …
Für die Demokratieverdrossenheit 
sind auch die Parteien verantwort-
lich. Denn sie missachten allesamt 
ihren Verfassungsauftrag an der 
politischen Willensbildung mitzu-
wirken- nicht, sie zu beherrschen. 
Sie verstehen sich als Zweck, nicht 
als Mittel politischen Handelns. Sie 
bilden geschlossene Gesellschaf-
ten, deren wichtiges Ziel nicht das 
Gemeinwohl ist, sondern Machter-
werb und Machterhalt.“ (Frankfur-
ter Rundschau vom 30.09.2016)

Was im Großen gilt, gilt auch im 
Kleinen. Sogar Markus Söder, bay-
erischer Minister, hat in einer der 
letzten „Hart aber fair“ Sendungen 
gesagt: „Wer den Bürgern nicht ver-
traut, muss sich nicht wundern, dass 
die Bürger kein Vertrauen mehr in 
die Politik haben.“

Also Schluss mit der Gutsherrenma-
nier. Wer Demokratie und seinen 
Wählerauftrag ernst nimmt, muss 
auch den Bürger in die Entscheidun-
gen miteinbeziehen, dem eigentlich 
die Stadt gehört.   

Manfred Borg, 
Mitglied der IG Löherstraße, Fulda

Kommentare zum Thema Bürgerbeteiligung
AGORA: Wie kam es zu diesem Film?  

Anna Ditges: Ich habe mein Büro 
in Köln Ehrenfeld und das Gelän-
de, um das es sich im Film dreht ist 
bekannt und wichtig für den Stadt-
teil.  Als dann bekannt wurde, dass 
es neue Pläne für das Heliosgelände 
gibt, habe ich instinktiv die Kamera 
mit zur ersten Infoveranstaltung 
genommen.  Das war dann die Ge-
burtsstunde des Films.

AGORA: Weil du das Exemplarische 
dieses Prozesses für die Stadtplanung 
generell in Deutschland gesehen hast?

A.D.: Ja, ganz genau und weil es mir 
die Möglichkeit bot, auf sehr kon-
krete Weise etwas über die Beteili-
gungsmöglichkeiten der Bürger am 
„System Stadt“ herauszufinden. Die 
Bürger sind ja – mich selbst einge-
schlossen – , was Politik betrifft, üb-
licherweise Laien; in die politischen 
Strukturen müssen sie sich erst ei-
narbeiten. Wie häufig tagt der Rat? 
Welche Rolle spielt welches Amt, 
und wer entscheidet da über was? 
Welche Rechte und Pflichten hat 
ein Investor oder ein Grundstücks-
besitzer? Das sind fundamenta-
le Fragen, durch die sich auch die 
Protagonisten in meinem Film erst 
einmal durchbeißen mussten, um 
Einfluss nehmen zu können.

AGORA: Was uns besonders bei dei-
nem Film auffiel, ist, dass du es ge-
schafft hast, die Protagonisten in einer 
Art Portrait darzustellen.

A.D.: Das freut mich sehr, dass ihr 
das sagt.  Gerade bei so einem Pla-
nungsspiel wie der Neugestaltung 
eines Stadtteils, drehen sich viele 
Räder im System Stadt.  Letztend-
lich hängt es aber von den Men-
schen ab, wie schnell, entgegen-
gesetzt oder miteinander gedreht 
wird. Ein Anliegen war es, zu zeigen, 
dass man nicht immer einfach al-
les schwarz oder weiß sehen muss. 
„Politiker sind auch nur Menschen“ 
ist ein Fazit, das der Sprecher der 
Bürgerinitiative am Ende des Films 
zieht und der Investor verteidigte 
den Standpunkt „wir alle sind Bür-
ger“.

AGORA: Was wäre denn dein Fazit 
oder deine Botschaft für uns hier in 
Fulda?

A.D.: Nicht nur für Fulda, sondern 
generell in unserer demokratischen 
Gesellschaft können wir wählen, ob 
wir die Arbeit unseren politischen 
Vertretern überlassen oder ob wir 
uns selber einbringen. Die Grenzen 
zwischen Politikern und Bürgerakti-
visten sind fließend – und die Stadt, 
das sind alle Menschen, die darin le-
ben und wirken. Der Film soll durch-
aus dazu anregen, sich bewusst zu 
machen, dass man Einfluss nehmen 
kann, wenn man Einfluss nehmen 
will.

In ihrem  Dokumentarfilm beobach-
tet die Kölner Filmemacherin Anna 
Ditges, was passiert, wenn Anwohner, 
Investoren, Politiker und Stadtplaner 
ihre ganz unterschiedlichen Vorstel-
lungen von der Zukunft ihres Viertels 
unter einen Hut bringen müssen. Anna 
hat für den Film alleine recherchiert, 
teilweise hochschwanger gedreht 
und den Film auch selbst geschnitten.  
Auch um die Finanzierung kümmerte 
sie sich eigenständig.

Interview mit Anna Ditges 

- Regisseurin des Dokumentar-

films „Wem gehört die Stadt?“

Diskussion zum Film „Wem gehört die Stadt“ vor dem Löhertor in Fulda. (Foto: AGORA)
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Knapp zwanzig meist regensicher 
gekleidete Radler und Radlerin-
nen waren an einem kühlen Sams-
tagnachmittag der Einladung 
gefolgt, an der Planungsradtour 
im Rahmen der Ausarbeitung des 
neuen Verkehrsentwicklungs-
plans der Stadt Fulda teilzuneh-
men. 

Moderiert und geleitet wurde die 
Bürgerbeteiligungsveranstaltung 
von zwei Mitarbeiterinnen des be-
auftragten Büros Planersocietät 
. Mit von der Partie: Stadtbaurat 
Daniel Schreiner, der gleich mit 
Familie gekommen war und der 
den vielen Vorschlägen, aber auch 
mancher Kritik an der bisher vor 
allem am Auto ausgerichteten Ver-
kehrsinfrastruktur Fuldas interes-
siert lauschte.

Ganz neues Platzgefühl

Merja Spott vom Dortmunder 
Planungsbüro lud schon am Sam-
melpunkt direkt vorm Dom dazu 
ein, einmal über den eigenen Tel-
lerrand hinauszuschauen. So sind 
beispielsweise der Fuldaer Dom 
und das Schloss durch eine ver-
gleichsweise stark befahrene, häu-
fig als Durchgangsstraße benutzte 
Verkehrsader vom Kern der histo-
rischen Innenstadt getrennt. Als 
Positivbeispiel zum Weiterdenken 
stellte Spott hier den Raum am 
Schwetzinger Schloss vor, dessen 
Umgestaltung zum „shared space“ 
- also einem gleichberechtigt von 
zu Fuß Gehenden, Radelnden und 
Autofahrenden benutzen Areal - 
in der Presse mit Formulierungen 
wie „ganz neues Platzgefühl“ gefei-
ert wurde. Der Oberbürgermeis-
ter Schwetzingens, Dr. René Pöltl, 
kommentierte damals, dass beson-
ders schön sei, „dass auf Fußgänger 
besondere Rücksicht genommen 
wird und diese gefahrlos an jeder 
Stelle des Platzes den Fahrbereich 
queren können. Die Aufenthalts-
qualität in den Sommermonaten 
ist deutlich gestiegen.“
Beim ersten Haltepunkt der Tour 
direkt an der Stadtpfarrkirche 
St. Blasius, häufte sich die Kritik 
der Teilnehmenden am Autover-
kehr im historischen Zentrum, so 
dass Christine Walther aus dem 
Büro Gertz Gutsche Rümenapp 
aus Hamburg beim Protokollieren 
kaum mitkam. Dass die Interes-
sengemeinschaft Friedrichstraße, 
in der sich die Gaststätten- und  
Ladeninhaber der Straße zusam-
mengeschlossen haben, strikt ge-
gen eine Umwandlung der Fried-
richstraße in eine Fußgängerzone 
ist, stieß auf Unverständnis.

„Wem gebe ich den Raum?“

„Mir kann keiner erzählen, dass ein 
Autofahrer hier parkt, um bei Mül-
ler eine Zahnpasta zu kaufen“, kom-
mentierte eine Teilnehmerin vom 
ADFC kritisch. Tatsächlich hätten 
Zählungen der Stadt ergeben, dass 
der meiste Verkehr auf der Fried-
richstraße Parksuchverkehr sei 
und sein Ziel gar nicht in der Fried-
richstraße habe. „Wir haben eine 
historische Innenstadt“, so Merja 
Spott auch mit Verweis auf die im-
mense Fläche, die parkende Autos 
direkt auf den ohnehin schon en-
gen Straßen der Innenstadt weg-
nehmen. Die Frage sei dort: „Wem 

gebe ich da den Raum?“
Anschließend holperte die Gruppe 
Radelnder über die Friedrichstra-
ße in die Robert-Kircher-Straße 
und radelte dann über Am Ro-
sengarten links in die Bardo- und 
Von-Schildeck-Straße hinein und 
hielt an der Kreuzung zur Rang- 
straße - und durchquerte so einige 
der Ecken, die für alle, die mit dem 
Rad und zu Fuß unterwegs sind, zu 
den unwirtlichsten Orten Fuldas 
gehören. Zwar gab es auch einen 
Teilnehmer, der sich beschwerte: 
„Radfahrer fahren manchmal mit 
einem Affenzahn an Fußgängern 
vorbei.“ Doch gerade die befah-
rene Route zeigte, dass viele Ra-
delnde in Fulda deshalb auf dem 
Fußweg fahren, weil sie Angst ha-
ben, auf der Straße zu fahren, oder 
weil sie gar nicht bedacht wurden. 
So können Radelnde beispielswei-
se nicht legal radfahrend von der 
Löherstraße zu denn‘s und ALDI 
gelangen, ohne einen unzumutba-

ren Umweg fahren zu müssen. Auf 
der Von Schildeck-Straße dagegen 
fühlt sich direktes Linksabbiegen 
lebensgefährlich an. Gedacht ist es 
natürlich so, dass Radelnde, auch 
wenn sie mit dem Hauptverkehr 
links Richtung Dalbergstraße un-
terwegs sind, indirekt abbiegen 
und entsprechend lange Wartzei-
ten in Kauf nehmen sollen.

Neue Planung, alte Schwächen

Auf dem Rest der Tour, die unter 
anderem über die gerade umge-
baute Kurfürstenstraße führte, 
stellten Teilnehmende fest, dass 
selbst in vor kurzer Zeit neu gestal-
teten Straßen oft alte Fehler wie-
derholt wurden. So wurden trotz 
der Verbesserungsvorschläge 
seitens des ADFC-Ortsverbands 
Fulda (Allgemeiner Deutscher 
Fahrradclub) und der Bürgeriniti-
ative Verkehrswende Fulda wieder 
Schutzstreifen für Radfahrende 
direkt an Parkplätzen für längs-
parkende Autos angelegt. Auch 
der Bürgersteig auf der Seite zur 
Bahnlinie hin ist fast durchgehend 
und besonders an der Bushalte-
stelle viel zu schmal, denn die Ver-
antwortlichen konnten es nicht 
über sich bringen, die Parkplätze 
auf der nordöstlichen Seite der 
Straße wegfallen zu lassen.
Am Bahnhof, der auch den End-
punkt der Rundfahrt bildete, ging 
es um die vielfältigen Herausfor-
derungen, die durch den Zubrin-
gerverkehr am Bahnhof entstehen. 
Vom massiven Abholer-Autover-
kehr, der sich auf der Rückseite des 
Bahnhofs in der Wendeschleife 

drängt, bis zur immer noch unge-
nügenden Fahrradparksituation 
und mangelhafter Busanbindung 
wurden einiges Verbesserungs-
würdige identifiziert. Auch hier 
lud Spott wieder zum Blick nach 
draußen, indem sie ein Bild vom 
Amsterdamer Fahrradparkhaus 
zeigte. Für solche Lösungen finden 
sich allerdings auch geografisch 
nähere Beispiele - zum Beispiel in 
Göttingen, wo in das Fahrradpark-
haus praktischerweise auch gleich 
ein Fahrradladen mit Werkstatt 
integriert ist .

AGORA meint:
Daumen hoch – uns gefällt das!

Geht doch! Die Stadtverwaltung 
will einen neuen Verkehrsent-
wicklungsplan erstellen und fragt 
frühzeitig ihre Bürger*innen nach 
Anregungen und Kritik zum The-
ma. Sie bindet ein Planungsbüro 
ein, das sich mit sowas auskennt 

und lädt zur gemeinsamen Rad-
tour in lockerer Atmosphäre ein. 
Wenn jetzt noch die Vorschläge, 
Hinweise und Bedürfnisse der rad-
fahrenden Bevölkerung bei den 
Planungen mindestens so ernst 
genommen werden wie bisher 
stets das Beharren auf Parkplät-
zen durch die Gewerbetreibenden, 
dann freut sich AGORA über einen 
gelungenen Schritt in Richtung ge-
meinsamer Stadtentwicklung.
Selbst aktiv werden:
www.adfc-fulda.de
www.verkehrswendefulda.wordpress.com

Ideen für ein neues Platzgefühl 
in der Innenstadt
Planer*innen und Stadtbaurat Schreiner sammelten Anregungen und Kritik für neue Ver-
kehrsentwicklung bei gemeinsamer Radtour - Gastbeitrag von Amata Schneider-Ludorff

Mischpult - Kurz und knackig
UKW gegen NPD

Das Erfurter Radio F.R.E.I. erhielt 
im September den Rundfunkpreis 
Mitteldeutschlands für eine Repor-
tage über mutige und ehrenamtlich 
tätige Helfer in der Flüchtlingsun-
terkunft im thüringischen Buttlar, 
gleich hinter der Fuldaer Land-
kreisgrenze bei Rasdorf, die sich 
organisierten Neonazis entgegen-
stellten. Unter den Neonazis war 
auch der NPD-Landesvorsitzende 
Tobias Kammler. Dieser versucht 
nun über den gerichtlichen Weg, 
Teile der ausgezeichneten Repor- 

tage verbieten zu lassen. Er sähe, 
so die taz vom 21. September, 
seine Persönlichkeitsrechte ver-
letzt. Immer wieder sind freie 
Radios juristischen Scherereien 
mit Rechtspopulisten und Rechts- 
extremen ausgesetzt. Auch das 
Radio Dreyeckland in Freiburg/
Breisgau musste sich einem Prozess 
stellen, den ein AfD-Mitglied an-
strengte, das sich in einem Beitrag 
als „rassistischer Anwaltsredner“ 
angegriffen fühlte. Das Gericht gab 
dem Radiosender übrigens zumin-
dest in diesem Punkt recht.

FULDA GAP auf YouTube

Seit kurzem ist auf dem Videokanal 
im Internet  folgender Beitrag zu 
sehen: „Die Atombombe im Vorgar-
ten“, eine 45minütige Dokumenta-
tion, die der Berliner Filmemacher 
Rudolf Herzog 2014 für arte ge-
dreht hat. Von den ersten überirdi-
schen und skandalösen Atomtests 
in Nevada und anderswo führt 
die Kamera über die Südseeatolle 
schließlich im letzten Teil folgerich-
tig/folgefalsch ins Fulda Gap und 
zeigt wichtige Szenen und Einsich-
ten aus der regionalen Friedens- 
und Widerstandarbeit. Mit dem 
Begriff Fulda Gap bezeichneten 
die US-Streitkräfte während des 
Kalten Krieges das Gebiet um Ful-
da und Osthessen nahe der Gren-
ze zur DDR. Das Fulda Gap wurde 
als wahrscheinlichstes Gebiet bei 
einer Invasion von Truppen des 

Warschauer Paktes nach Westeu-
ropa angesehen und sollte deshalb 
militärisch besonders aufgerüstet 
werden. Die erste Verteidigungs-
linie der Nato wäre vor den Toren 
Frankfurts aufgebaut worden. Die 
Bevölkerung Osthessens, also auch 
wir hier in Fulda, wäre geopfert und 
zwischen den Truppen zerrieben 
worden. Unter anderem kommt im 
Film der Fuldaer Friedensforscher 
Dr. Peter Krahulec ausführlich zu 
Wort. Eine ebenso erhellende wie 
erschreckende Dokumentation 
zu einem brisanten und weithin 
verdrängten Thema der kürzeren 
Zeitgeschichte im Fuldaer Land. Sie 
rückt mit ihren drastischen Bildern 
ein Geschehen in den Fokus, wel-
ches im Ernstfall nur die wenigsten 
Bürger im Kreis Fulda überlebt hät-
ten. 
Prädikat: Sehr sehenswert!

Richter bestätigen 
Gemeinnützigkeit von attac

attac ist gemeinnützig. Das politi-
sche Engagement des Netzwerkes 
gegen die neoliberale Globalisie-
rung steht seiner Gemeinnützigkeit 
nicht entgegen. Das hat das Hessi-
sche Finanzgericht in Kassel Anfang 
November entschieden. Die Richter 
gaben damit der Klage von Attac ge-
gen das Finanzamt Frankfurt statt. 
Dieses hatte dem Netzwerk im  
April 2014 die Gemeinnützigkeit 
entzogen mit der Begründung, es 
sei zu politisch. Infolge der Ent-
scheidung des Finanzamts durf-
ten Mitglieder und Unterstützer 
der Attac-Arbeit ihre Beiträge und 
Spenden nicht mehr von der Steu-
er absetzen, Stiftungen und andere 
Institutionen konnten Projekte von 
Attac nicht mehr fördern.
In ihrer Urteilsbegründung folgen 

die Richter der Argumentation der
Globalisierungskritiker, dass das 
Gesetz gemeinnützigen Vereinen 
nicht grundsätzlich politische Ak-
tivitäten verbietet. Ausschlagge-
bend für die Gemeinnützigkeit sei 
die Frage, ob er die in seiner Sat-
zung benannten Zwecke verfolgt. 
Zwecke wie Bildung, die Förderung 
des demokratischen Staatswesens 
oder Völkerverständigung seien 
dabei ohne Einflussnahme auf die 
politische Willensbildung kaum zu 
verfolgen. „Dieses Urteil ist ein Sieg 
für die gesamte Zivilgesellschaft (...). 
Eine moderne Demokratie braucht 
kritische Bürgerinnen und Bürger 
und starke Nichtregierungsorgani-
sationen, die politische Entschei-
dungsprozesse aktiv begleiten und 
sich einmischen. Das hat das Ge-
richt anerkannt“, sagte Dirk Fried-
richs vom Vorstand des Attac-Trä-
gervereins nach der Verhandlung. 

Foto: Alan Levine CC BY-SA 2.0

Foto: public domain

Wie geht‘s weiter mit dem Ver-
kehrsentwicklungsplan? 

Auftakt der Planung bildete das 
zweite Halbjahr 2016 mit einer 
Bestandsaufnahme und -analyse. 
Dabei gab es drei unterschiedli-
che Möglichkeiten für Fuldaer und 
Fuldaerinnen, sich einzubringen: 
Dem Bürgerforum und der Pla-
nungsradtour im Oktober sowie 
dem Online-Dialog. Der Online-Di-
alog, bei dem Bürgerinnen und 
Bürgern Vorschläge zu verschiede-
nen Verkehrsarten auf einer Kar-
te Fuldas eintragen können, läuft 
noch bis zum 30. November unter 
www.buergerbeteiligung.de/vepfulda
2017 werden als erstes am Jahres-
beginn Prognosen, Szenarien und 
Ziele erarbeitet. Bürgerinnen und 
Bürger sind dann erst wieder Mit-
te des Jahres gefragt, um Feedback 
zu den im zweiten Quartal ent-
wickelten Maßnahmen zu geben, 
damit diese bei Bedarf angepasst 
oder ergänzt werden können.

Foto: AGORA
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Bereits vor dem Café Panama ste-
hend, schlägt einem der leckere 
Geruch von gebratenen Zwiebeln 
entgegen. Einige Menschen sitzen 
Gemüse schnippelnd auf den Pa-
lettenmöbeln neben dem Eingang 
und unterhalten sich. Einige singen 
und machen Musik. Ich grüße. Der 
Gruß wird freundlich erwidert.

Als ich frage, ob ich noch was helfen 
könne, wird mir sofort ein Brett und 
ein Messer in die Hand gedrückt 
„Schneid du mal die Paprika. Ich 
mache mit den Möhren weiter.“ 
Schwups, schon sitze ich mittendrin.
Ob die sich alle schon kennen? Eine 
Diskussion beginnt darüber, ob man 
die Tomaten für den Salat in Schei-
ben oder in Stücke schneiden soll.
Keine 10 Minuten später habe ich 
bereits fünf neue Namen gelernt 
und bin mitten im Gespräch. Der-
weil wird der Gaskocher ange-
schmissen.
Heute gibt es Chilli, und weil es 
noch nicht so kalt ist, wird draußen 
gekocht.

„Wenn es dir zu kühl ist, kannst du 
reingehen. Da schnippeln und ko-
chen auch schon einige Leute.“
Als ich die Küche des Panama be-
trete, sehe ich weitere Menschen 
auf Sofas sitzend ebenfalls Gemüse 
schneiden. Jemand säubert den Sa-
lat, jemand brät Zwiebeln in einer 
riesigen Pfanne und jemand ande-
res stellt gerade frisch aufgebrüh-
ten Kaffee auf den Tisch: „Kaffee ist 
fertig. Wer will?“
Ich möchte einen. Und schon sitze 
ich wieder mittendrin.
Einige sind wirklich zusammen her-
gekommen, sind befreundet, ken-
nen sich vom Studium, kommen 
gerade von der gemeinsamen Band-
probe, vom Fußballspiel oder sind 
Mutter und Tochter oder Herrchen 
und Hund.
Andere haben sich alleine hierher 
getraut. Haben darüber in den So-
zialen Medien erfahren und wurden 
neugierig. Nicht nur die deutsche 
Sprache dringt an mein Ohr. Zwi-
schendurch betreten andere Men-
schen den Raum und bitten darum, 

Bescheid gesagt zu bekommen, 
wenn das Essen fertig ist. Sie seien 
in der Werkstatt oder im Kleider-
tauschladen. 
Wenig später sitzen wir alle plau-
dernd am Tisch und lassen uns das 
Chili sin Carne schmecken. Das 
miteinander Musizieren lässt auch 
diesmal nicht lange auf sich war-
ten. Ich erfahre noch an diesem Tag, 
dass es die KüfA schon seit einigen 
Jahren auf dem Gelände der Lange-
brückenstraße 14 gibt, und dass die 
Küfist*innen diesen Ort sehr schät-
zen: „Dieser Ort bringt Menschen 
zusammen, egal welchen Alters 
oder Herkunft. Und wo sitzt man am 
Liebsten an so einem Ort? Na, in der 
Küche natürlich.“ 
Miteinander kochen und miteinan-
der essen verbindet.
Das kann ich nur bestätigen. Nach 
gemeinsamen Spülen und Weg-
räumen verabschiede ich mich von 
Menschen, die ich wenige Stunden 
davor noch nicht kannte, und die 
mich fragen, ob ich bei der nächs-
ten KüfA wieder komme. Ich nicke. 
Gemeinschaft geht halt durch den 
Magen. Da ist was dran.

Die Küche für Alle, Fulda- kurz KüfA, 
Fulda- ist eine solidarische Küche 
von Allen für Alle. Zweimal im Mo-
nat öffnen sich Sonntagnachmittag 
die Türen der Café Panama-Küche 
um miteinander zu schnippeln und 
zu kochen. Wer mag, kann auch 
nur zum Essen kommen. Essen ge-
gen Spende- jede*r gibt, was er*sie 
kann. Weitere Infos und Termine 
auf Facebook unter https://www.
facebook.com/kuefa.fulda

Gemeinsamkeit geht durch den Magen
Eine leckere Geschichte als Gastbeitrag der Küche für Alle, Fulda

Gemeinsames Essen (Foto: Küche für Alle, Fulda)

Viele Jahre lang traf sich eine feste 
Gruppe von Aschenberger Jungs 
regelmäßig zum ausgelassenen  
Kicken, und ganz nebenbei ver-
besserten sie Technik und Taktik 
soweit, dass im letzten Jahr der 
Wunsch reifte, sich als Team auch 
mal mit anderen Spielern im Wett-
kampf zu messen. Natürlich woll-
ten sie für „ihren Berg“ antreten, 
und da der Stadtteil Aschenberg 
bisher über keinen Sportverein 
verfügte, gründeten sie kurzer-
hand selbst einen – den SV Aschen-
berg United. 

Mancher mag sich an den großen 
englischen Sportverein aus Man-
chester erinnert fühlen, aber den 
Vereinsgründern ging es bei der 
Namensgebung um etwas anderes. 
„United“ – gemeinsam vereint – 
ist das Motto, unter dem der neue 
Sportverein stehen soll. „Wir wollen 
etwas bewegen und mit unserem 
Verein den Aschenberg nach au-
ßen präsentieren und so vielleicht 
das Bild von unserem Wohnort neu 
prägen. Wir kommen alle vom Berg, 
aber haben nie einen eigenen Ver-
ein gehabt, in dem wir uns alle ge-
meinsam verwirklichen konnten“, so 
Erwin Rundt, der 1. Vorsitzende. 
Auf die Anmeldung beim Landes-
sportbund folgte die Überprüfung 
durch den hessischen Fußballver-
band, und dann war aus den kicken-
den Jungs die erste Ü18-Mann-
schaft des SV Aschenberg United 
geworden. Ende 2016 sind die 
Aschenberger jetzt in der Kreisli-
ga C auf dem 3. Platz angekommen 
und träumen schon vom Aufstieg. 
Unterstützt werden sie dabei vom 
eigenen Fanclub, den Berggeistern.

Doch der SV Aschenberg United ist 
mehr als ein Sportverein.

Denn „die Jungs“, inzwischen eher 
junge Erwachsene, wollen nicht nur 
Fußball spielen.
Allesamt sind sie auf dem Aschen-
berg aufgewachsen und haben in 
ihrer Jugend von den Angeboten 
der offenen Jugendtreffs und der 
Stadtteilarbeit dort profitiert. Jetzt 
wollen sie ihrem Stadtteil etwas 
zurückgeben. Zwar liegt das Haupt-
augenmerk im sportlichen Bereich, 
doch die jungen Leute engagie-
ren sich unter anderem auch beim 
Stadtteilfest und unterstützen das 
Ferienprogramm für Kinder. 
 
Vor allem aber will der junge Sport-
verein auch geflüchtete Menschen 
aktiv in das Vereinsleben einbin-
den. Dieses Anliegen wird von 
Nezam Demir, Sozialarbeiter am 
Aschenberg und zur Zeit Trainer der 
Mannschaft, unterstützt. „Die Idee 

ist, dass erst einmal jeder bei uns 
Fußball spielen kann. Speziell für 
geflüchtete Menschen bieten wir 
zusätzlich Patenschaften an. Jeder 
geflüchtete Mensch kann bei Be-
hördengängen oder Arztterminen, 
aber auch bei Fragen zu beruflichen 
oder schulischen Möglichkeiten ei-
nen von unseren Jungs an die Seite 
gestellt bekommen. Weil Integra-
tion und dass Zusammen-Sein uns 
einfach vom Anfang an wichtig wa-
ren. Und weil beim Fußball Grenzen 
überwunden werden können. Ge-
nau das bedeutet ja auch das Motto 
United.“

Überhaupt ist der Verein offen für 
Anregungen und Beteiligung der 
Stadtteilbewohner. So wurde jüngst 
eine Frauenmannschaft ins Leben 
gerufen, und eine Bambini-Mann-
schaft sowie eine neue Volleybal-
labteilung sind ebenfalls in Planung. 
Einzige Bedingung des Vereins: Wer 
hier spielen will muss auch Verant-

wortung übernehmen 
und mit anpacken.

Und so sind die Kicker der 
Mannschaft nicht nur beim 
Training mit vollem Einsatz 
dabei, sondern kümmern sich als 
Vorstandsmitglieder zurzeit vor al-
lem um den Aufbau der Infrastruk-
tur. Da der Verein am Aschenberg 
bisher keine Duschkabinen zur Ver-
fügung stellen kann, hat der Hessi-
sche Fußballverband den Standort 
nicht für die Liga-Spiele zugelassen. 
Die Mannschaft musste hierfür ins 
Münsterfeld ausweichen. Die Su-
che nach einem Trainingsplatz und 
einem Platz für den Spielbetrieb, 
die Organisation von Equipment 
und die Akquise von Sponsoren sind 
daher Themen in jeder Vorstands-
sitzung. Der Kassierer Alex Lang 
beschreibt die Aufgaben als span-
nend und schwierig zugleich: „Wir 
haben eine Vielzahl an Briefen raus-
geschickt und Firmen angerufen, in 
denen wir selber arbeiten oder Leu-
te kennen. Ein paar Gönner haben 
wir sogar schon gefunden, dennoch 
müssen wir ja auch langfristig pla-
nen und somit geht die Suche immer 
weiter. Es wäre schön, wenn sich 
noch ein paar Menschen an unse-
rem Projekt beteiligen wollen“, sagt 
er mit einem Grinsen im Gesicht.

Die Eigeninitiative und der Einsatz 
der Aschenberger Jungs hat schon 
einiges bewegt. Sicher werden sie 
auch einen Weg finden, die Spiele 
der ersten Aschenberger Fußball-
mannschaft bald zum Heimspiel auf 
ihrem Berg werden zu lassen.

Wenn Sie Kontakt zu SV ASCHEN-
BERG UNITED aufnehmen wollen, 
können sie sich über die offizielle 
E-Mail an den Vorstand wenden, 
oder auf Facebook den Kontakt su-
chen. 

E-Mail: 
svaschenbergunited@gmail.com
Bankverbindung: 
SV Aschenberg United
Konto-Nr.: 47004203
IBAN: DE74 5305 0180 0047 0042 03
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Menschen, die ihre Angelegenhei-
ten selbst in die Hand nehmen und 
dabei auch an andere denken, tun 
unserer Stadt gut und entlasten 
die Gemeinschaft. Die Geschichte 
des SV Aschenberg United zeigt: 
Vertrauen in die Stärken der ver-
meintlich nicht so Starken lohnt 
sich. Investitionen in Stadtteilarbeit 
und selbstbestimmte Projekte loh-
nen sich. Wir wünschen „den Jungs“ 
und anderen Bürger Meister*innen 
unserer Stadt die öffentliche Aner-
kennung und auch finanzielle Un-
terstützung, die sie brauchen, um 
am Ball zu bleiben.

Der Aschenberg ist am Ball!
Mit dem SV Aschenberg hat sich ein Sportverein gegründet, der viel mehr ist als nur ein Fußballclub

Die Fußballmannschaft (Foto: Aschenberg UNITED)

Neulich im Bäckerei-Café. Am 
Nachbartisch eine Runde soli-
der Herren in dezent karierten 
Hemden und mit grauen Schläfen. 
Die Stimmung ist gut, die Unter-
haltung angeregt und nicht zu 
überhören. Der Trump, der sage 
endlich mal, was das Volk hören 
wolle. Und er mache es schon 
richtig, fahre in die Provinz, da 
wo die nicht so Schlauen wohnten 
und fange sich die Wählerstim-
men. Und die Frisur sei nun ja, 
zumindest was Besonderes. Aber 
sicher brauche er morgens lange 
im Bad, tja nun. Themenwechsel. 
Sei es nicht unerhört, ja geradezu 
unverschämt, dass ein Flüchtling 
hier 1000,- Euro im Monat kassie-
re, einfach so, für nichts, während 
man selbst, na eben, so geht’s ja 
nicht. Man müsse sich mal über-
legen, wenn da eine Familie mit 
28 Angehörigen komme, was bei 

denen ja so üblich sei, dann hätten 
die so um die 30.000 Euro im Mo-
nat. Könnten sich gleich ein gan-
zes Haus bauen lassen, während 
man selbst, ja genau. Während ich 
noch grüble, welche Runde mir da 
eigentlich gegenüber sitzt, und ob 
es wohl angeraten sei, sich in die 
Unterhaltung einzumischen, klin-
gelt ein Handy. Der goldrand-be-
brillte Herr aus der Gruppe mel-
det sich: Ja, hm, ja, du, ich sitze hier 
gerade mit dem Herrmann, dem 
Josef und dem Adolf beim Happ….“  
Das Lachen kommt mir einfach 
so, ich kann nicht anders, mein 
Zwerchfell zuckt unkontrolliert, 
mir laufen die Lachtränen übers 
Gesicht. Alles klar, ich verstehe, 
der vierte im Bunde muss dann 
wohl der Heinrich sein.
Wenn es nicht so traurig wäre, 
wäre es zum Schießen. 
Sie sind wieder da.

Fuldaer Häppchen 
Und das ist alles wirklich so passiert. Echt jetzt.

Foto: public domain
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Briefe aus der Redaktion

Ines Korlev, geboren 1956 in der Lüneburger Heide, zog Mitte der 1970er 
Jahre der Liebe wegen in die Barockstadt und gründete dort die erste Kom-
mune. Nach einer abwechslungsreichen beruflichen Laufbahn landete Frau 
Korlev vor zwei Ausgaben bei der AGORA und schreibt seitdem dort ge-
witzte Briefe aus der Redaktion. 

Foto: Internet

Ihre
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Wartend an der Bushaltestelle 
Niesiger Straße lass ich mir frös-
telnd das gute Perlenbacher-Bier 
schmecken. Seitdem ich mit Be-
dauern feststellen musste, dass der 
nahe liegende Logo-Markt schon 
um 19:00 Uhr geschlossen hat, ist 
die Lidl-Plörre die einzige Alterna-
tive um mir Mut anzutrinken. Es ist 
Anfang Oktober und ich warte auf 
zwei Freundinnen, um mit ihnen 
ein Wagnis einzugehen, zu wel-
chem ich alleine niemals im Stande 
gewesen wäre. 

Ich sehe mit den Patches und But-
tons auf der Jacke auch nicht gera-
de seriös genug aus, um mich un-
ter das Klientel zu mischen, das zu 
diesem Zeitpunkt in der Gaststätte 
und Pizzeria ,,Adler“ in Niesig tagt. 
Der Kreisverband der AfD-Fulda 
hatte einen Vortrag mit dem Lan-
desvorsitzenden der AfD-Hessen 
angekündigt. Thematisch sollte es 
hierbei um die Gendertheorie ge-
hen, welche von der AfD lieber als 
Gender“ideologie“ bezeichnet wird. 
Um kurz vor Acht sehe ich zwei be-
kannte Gesichter mit dem Fahrrad 
die Straße hochkommen. Wir be-
grüßen uns, halten ein paar kurze 
Absprachen und wagen uns in die 
Höhle des Löwen. Im Vorraum des 
Etablissements kommt uns ein bär-
tiger, zopftragender Mann entge-
gen, der uns auf Nachfrage mit ei-
nem verschmitzten Grinsen in den 
großen Saal führt. Der Saal baut 
sich größer als erwartet vor uns auf, 
und die anwesenden Menschen dis-
kutieren bereits scharf. Wir steuern 
auf einen freien Tisch in der hinte-
ren Mitte des Saales zu, ich werfe ei-
nen ersten Blick auf die Teilnehmer 
des Stammtisches… und kann mir 
gerade so das laute Loslachen ver-
kneifen. Die meisten Anwesenden 
machen einen kleinbürgerlichen 
Eindruck. Problemlos könnte man 
jegliche Person in das spießig-deut-
sche Wohnzimmer aus „Ein Herz 
und eine Seele“, in welchem Ekel 
Alfred hauste, transportieren, und 
hätte den Eindruck, dass sich das 
jeweilige Individuum in seiner na-
türlichen Umgebung aufhält. Wir 
nehmen Platz und ich werde sofort 
böse angeschaut. 

Bei dem gerade diskutierten Thema 
handelt es sich um die Frage, ob man 
sich nach den Störaktionen zum Tag 
der Deutschen Einheit in Dresden 
durch PEGIDA-Anhänger noch mit 
dieser Bewegung solidarisch zei-
gen kann. Die meisten Mitglieder 
scheinen dagegen zu sein, da PE-
GIDA ein viel zu schlechtes öffent-
liches Image hat, welches auch den 
Ruf der AfD in der Bevölkerung 
beschädigen würde. Da meldet sich 
ein beleibter Herr an unserem Ne-
bentisch zu Wort und ich realisiere 
zum ersten Mal an diesem Abend 
Detlef*. Detlef scheint Mitte fünf-
zig zu sein und beteiligt sich rege 
an jeglicher Diskussion. Während 
seiner Redebeiträge hat er die äu-
ßerst interessante Angewohnheit, 
aufrecht stehend das Mikrofon in 
der rechten Hand zu halten, wäh-
rend er die linke Hand hinterrücks 
in seine Unterhose steckt. Was Det-
lef mit der Hand in der Unterhose 
macht, können wir dabei nur erah-
nen. Zu PEGIDA hat Detlef jedoch 
eine explizite Meinung: ,,Ich wür-
de den Anwesenden hier äußerst 
empfehlen, zum von Bernd Höcke 
mitorganisierten PEGIDA-Able-
ger nach Erfurt zu fahren, da geht 
ihnen im wahrsten Sinne das Herz 
auf!“ Nachdem Detlef fertig gespro-
chen hat, gibt er das Mikrofon ab, 
nimmt die Hand aus der Hose und 
wendet sich dem vor ihm auf dem 
Tisch stehenden käseüberbackenen 
Schnitzel zu. Im weiteren Verlauf 
der Diskussion kann sich der Ein-
druck nicht verflüchtigen, dass die 
meisten Teilnehmer nicht auf einen 
Grundkonsens kommen. 
Nach den ersten zehn Minuten wer-
de ich von meiner Begleitung darauf 
hingewiesen, dass ich mit weit auf-
gerissenen Augen und offener Kinn-
lade dasitze. Ich versuche die Be-
herrschung wieder zu erlangen und 
lasse meinen Blick zum zweiten Mal 
über den Saal schweifen. Wieder-
um werde ich böse angeschaut, au-
ßerdem fällt mir auf, dass es sich in 
diesem Saal  bei der Zahl der  Men-
schen weiblichen Geschlechts ge-
rade mal um fünf Teilnehmerinnen 
handelt. In Relation zu den fünfzig 
männlichen Teilnehmern ein Witz, 
zumal man Bedenken muss, dass 

es sich bei zwei Frauen um meine 
Freundinnen handelt und weitere 
zwei die Kellnerinnen des Restau-
rants darstellen. 
Gerade beklagt sich ein AfD-Mit-
glied, dass die ,,linken“ Parteien 
ihnen ein Schritt voraus sind, da 
diese ja schließlich auch die Unter-
stützung von Kirchen und Gewerk-
schaften erhalten, welche die AfD 
leider nicht erhält. Öhm, warum 
wohl? Die AfDler beginnen nun 
darüber zu reden, wie man diesen 
Sachverhalt ändern kann und ins-
gesamt auch öffentlichkeitswirk-
samer wird. Nun meldet sich ein 
distinguiert aussehender Mann im 
Anzug an der vorderen Tischreihe 
zu Wort. Er stellt sich als Vertreter 

aus Nordrhein-Westfalen vor und 
macht einen Vorschlag: Die Jusos 
in Bochum hatten Diskussionsrun-
den in der Öffentlichkeit gestar-
tet, bei denen die Jusos selbst die 
Diskussion dominierten, was aber 
keiner der  sich zur Diskussions-
runde dazu gesellenden Passanten 
bemerkte, da sie es schlicht nicht 
wussten. Eine öffentlichkeitswirk-
same Performance, welche sich loh-
nend auszahle könnte, wenn sie von 
der AfD annektiert würde. Es wird 
hitzig weiter debattiert, Worte wie 
„linksgrünversifft“ fallen, wobei sich 
der bereits oben genannte ,,Hand-
in-die Unterhose“-Detlef hervortut.
Es dauert nicht lange und das The-

ma Claudia Roth kommt zur Spra-
che: ,,Ich kann nicht verstehen wie 
man bloß uns, der AfD, diesen Ras-
sismusvorwurf unterstellen kann, 
während eine Claudia Roth gemein-
sam mit hundert linken Chaoten 
auf Demos Parolen wie: ‚Nie wieder 
Deutschland‘ ruft und sich somit 
als Vorzeigerassistin profiliert!“ 
Halt Stopp!!! Ich möchte Frau Roth 
jetzt nicht in Schutz nehmen, aber 
definiert sich Rassismus denn nicht 
über die propagierte Überlegenheit 
der eigenen Ethnie und geht mit 
der gleichzeitigen Abwertung von 
Menschen anderer Ethnien einher? 
Wenn eine Frau Roth nun gegen Na-
tionalismus demonstriert, meint sie 
damit, dass sich alle Menschen aus 

dem Zwangskorsett des nationalen 
Denkens befreien und sich als Teil 
einer gemeinsamen Menschheit 
begreifen sollen. Ich lege der AfD 
ans Herz, ihren Rassismusbegriff 
nochmal zu überdenken. Meine Be-
gleitung hat sich soeben bei dem 
uns nahesitzenden Detlef über den 
Vortrag erkundigt. Detlef erklärt, 
dass schon seit Anfang September 
feststeht, dass der Vortrag nicht 
stattfindet. Das finden nicht nur 
meine zwei Freundinnen und ich 
schade. Detlef fragt uns daraufhin, 
ob es sich bei uns um AfD-Sympa-
thisanten handelt, was wir lächelnd 
verneinen. 
Nun kommt es zum Höhepunkt des 

Abends, denn Fuldas AfD-Kreis-
tagsvorsitzender Martin Hohmann 
hat auch noch was zu sagen. Den 
Anfang macht er mit einem Bericht 
aus der letzten Kreistagssitzung, 
bei der er und die Fuldaer AfD den 
Vorschlag brachten, sämtliche 
Kreistagssitzungen per Video für 
die Öffentlichkeit aufzunehmen, 
um so mehr Transparenz zu ermög-
lichen. Keine üble Idee, doch leider 
wurde der Vorschlag  von allen an-
deren Fraktionen abgelehnt. Nur 
die Kreistagsfraktion der Linkspar-
tei stimmte zu Hohmanns Über-
raschung dafür. Doch der Maddin 
wäre nicht der Maddin, wenn er 
nicht noch einen Klopper à la ,,Die 
Juden sind auch ein Tätervolk“ raus-
hauen würde. So schlägt er beim 
nächsten Thema vor, das Grund-
recht auf Asyl abzuschaffen, da die-
ses aufgrund der momentanen Lage 
nicht mehr zeitgemäß wäre. Statt-
dessen schlägt der Maddin vor, dass 
die Aufnahme von asylsuchenden 
Menschen eine Entscheidung ist, 
die von den Zollbeamten direkt an 
der Grenze übernommen werden 
müsste. Also: Hat der Zollbeamte 
mal `nen guten Tag, wird den aus-
gesuchten Menschen Asyl gewährt, 
hat er `nen schlechten, bekommt 
eben keiner Asyl. Super! Martin 
Hohmann steht dort oben am Red-
nerpult und ich fühle mich auf die 
Dorffastnacht in Neuhof zurück-
versetzt. Meinen zwei Begleiterin-
nen wird es nun zu bunt, ähm, zu 
braun, und wir verlassen fluchtar-
tig das Gebäude. Draußen vor dem 
,,Adler“ können wir es, nach frischer 
Nachtluft ringend, erstmal nicht 
fassen. Das können die doch alles 
nicht ernst meinen? Ich verabschie-
de mich von den beiden und trete 
meine Gedanken sortierend den 
Heimweg an. Der AfD-Stammtisch 
in Niesig sei jedem ans Herz gelegt, 
der mal wieder das Bedürfnis hat, 
ordentlich den Kopf zu schütteln, 
um seine Nackenmuskulatur zu 
trainieren. Wer das Ganze nicht so 
ernst nehmen will, sollte vor dem 
Stammtisch einen dicken Joint rau-
chen. Er würde  höchstwahrschein-
lich anschließend im ,,Adler“ einen 
Heidenspaß haben. 

*Name von der Redaktion geändert.

Der AfD-Stammtisch in Niesig
Ein Gast-Erlebnisbericht von Max Mustermann*

So könnte der Stammtisch aussehen. Foto: public domain

Ende August fand sich ein bunt ge-
würfelter Personenkreis politisch 
Interessierter aus dem Raum Fulda, 
Kassel und Hersfeld-Rothenburg 
an einem Parkplatz in Niederaula 
ein, um gemeinsam in Fahrgemein-
schaften organisiert, der nahe Gie-
ßen liegenden Projektwerkstatt in 
Saasen einen Besuch abzustatten. 

Bei der Projektwerkstatt handelt es 
sich um die letzte von ehemals 50  
Projektwerkstätten, die deutsch-
landweit seit den 90er Jahren be-
standen haben (unter anderem 
auch in Fulda). 

Im Gegensatz zu sonstigen auto-
nom besetzten Häusern, die  jeweils 
nur von den Hausbesetzern selbst 
genutzt werden und Außenste-
henden keinen Zugang gewähren, 
definiert sich die Projektwerkstatt 
konzeptuell als immer offenstehen-
der Freiraum, zu dem man selbst 
noch spätnachts Zugang findet. Die 
Räume des ehemaligen Bauernho-
fes können entsprechend von Allen 
genutzt werden, um politische Ak-
tionen durchzuplanen und vorzu-
bereiten oder um einfach nur mit 
anderen Menschen Tischfußball 

zu spielen oder Musik zu machen. 
Nach der dreiviertelstündigen 
Fahrt durch den Vogelsberg treffen 
die Fahrgemeinschaften schließlich 
an besagtem Ort ein und werden 
von Jörg Bergstedt, Langzeitpoli-
taktivist, Bewohner und Instand- 
halter der Projektwerkstatt be-
grüßt. 

Bei dem anschließenden Rundgang 
wird ein Einblick in die selbstorga-
nisierten Räumlichkeiten gegeben, 
der bei der Speisekammer mit aus-
schließlich containerten Lebensmit-
teln anfängt und über einen PC- und 
Technikraum, mitsamt einer großen 
Druckmaschine zum Drucken von 
politischen Traktaten weiter führt. 
Bergstedt stellt währenddessen die 
Räume vor, gibt verschiedene da-
zugehörige Ideen- sowie Interven-
tionsmöglichkeiten preis, schwelgt 
in der Vergangenheit und zeigt ge-
sellschaftliche Problemlagen und 
deren Bekämpfung auf. 

Für Gäste umfasst die Projektwerk-
statt ein eigenes Bettenlager und 
einen gut ausgestatteten Küchen-
raum. Ein weiteres Highlight stellen 
das selbstverwaltete Archiv und 

die dazugehörige Bibliothek dar, 
welche von Einzelpersonen aus der 
gesamten Bundesrepublik aufge-
baut und mitbetreut werden. Hier 
lassen sich sämtliche Werke und 
Zeitschriften zu Themen wie Nach-
haltigkeit, ökologische Landwirt-
schaft, selbstverwaltetes Leben, 
Repression/Antirepression aber 
auch Standardbibliothekwerke aus 
Geschichte, Philosophie und Theo-
logie finden. 

Daneben kann mensch verschiede-
ne Gruppenräume und Werkstät-
ten vorfinden, die allen zur Nutzung 
offenen stehen. Nach der Führung 
fanden sich alle Beteiligten bei Na-
schwerk (natürlich containert) und 
Getränken zusammen, um sich über 
verschiedene Ideen auszutauschen 
und um weitere Fragen zu dem Ge-
sehenen zu stellen. 
Die Gespräche und Diskussionen 
reißen auch auf der Heimfahrt nicht 
ab, da der nachhaltige Eindruck 
durch die Projektwerkstatt bei allen 
Besuchern bestehen bleibt und zum 
Umdenken anregt. 
Weitere Informationen über die 
Projektwerkstatt finden sich auch 
hier: www.projektwerkstatt.de

Ausflug in die Projektwerkstatt Saasen
Ein Gastbeitrag von Chris Wollscheid

Einblicke in die Projektwerkstatt Saasen (Fotos: Chris Wollscheid)
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Ich (miß)verstehe meinen Auftrag 
nicht als quasi „dritten Akt“ in einem 
Spruchkammer-Verfahren, son-
dern ich frage als Erziehungswis-
senschaftler mit dem Schwerpunkt 
politische Bildung in Anlehnung an 
jüngste Forschungen: „Besitzt Dr. 
Danzebrink eine Vorbildfunktion in 
einem demokratischen Staatswe-
sen“ (vgl. Kriterienkatalog Erbar), 
so dass eine Straße nach ihm zur eh-
renden Erinnerung benannt bleiben 
soll?
Die unmittelbare Quellen- und Ak-
tenlage zur Vita ist mangelhaft und 
evoziert m.E. durchaus den (unbe-
weisbaren) Eindruck einer Bereini-
gung. 
1925 trat Dr. Franz Danzebrink in 
den Dienst der Stadt Fulda; 1930 
wurde er für 12 Jahre zum Ober-
bürgermeister gewählt. Nach der 
Machtübergabe an die Nationalso-
zialisten trat er beileibe nicht zu-
rück, wurde auch nicht abgesetzt 
(wie etwa Dr. Adenauer in Köln – 
oder auch Dr. Cuno Raabe, der spä-
tere Fuldaer OB), sondern er wurde 
1942, nachdem er 1937 selbst in die 
NSDAP eintrat,  von dem dann aus-
schließlich mit NSDAP-Mitgliedern 
besetzten Magistrat für weitere 
12 Jahre zum OB eingesetzt. Nach 
der Befreiung Fuldas durch die US-
Army wurde er erstaunlicherweise 
für wenige Wochen im Amt belas-
sen, dann aber bis Februar 1946 in 
ein Internierungslager eingewiesen. 
Die Spruchkammer Fulda stufte Dr. 
Danzebrink, nachdem der Ankläger 
Dr. Lissek zunächst auf die Katego-
rie II plädiert hatte, in die Kategorie 
III als „minderbelastet“ ein. Dr. Dan-
zebrink legte Berufung ein, wech-
selte daraufhin in die britische Be-
satzungszone über und wurde vom 
Entnazifizierungshauptausschuß in 
Holzminden unter dem 3.12.1948 
als „entlastet“ freigesprochen. 

Eine konkurrierende Rechtsauf-
fassung beansprucht jedoch der 
Regierungspräsident: „Nach gelten-
dem hessischen Recht durfte das 
gegen diesen Spruch eingeleitete 
Berufungsverfahren, das in Fulda 

anhängig war, nicht in die britische 
Zone überweisen werden. … Daher 
kann auch der Prüfungsausschuss 
diesen Spruch als solchen nicht als 
für Hessen verbindlich anerkennen“ 
(Personalakte Dr. Danzebrink, StA, 
S.101). In einer maßlosen Replik 
übergeht Dr. Danzebrink diese Po-
sition mit der Bemerkung: „Im übri-
gen hängt die Wirksamkeit der von 
der Spruchkammer in Holzminden 
ergangenen Entscheidung nicht 
davon ab, ob der Oberste Kläger 
in Wiesbaden sie anerkennt oder 
nicht“ (Brief an den OB in Fulda vom 
26.1.1950, ebenda, S.270).

Fortan war das Hauptaugenmerk 
von Dr. Danzebrink gerichtet auf 
den Streit mit der Stadt Fulda um 
seine Versorgungsansprüche.  Un-
ter ominösen Begleitumständen 
(vgl. zeitgenössische SPIEGELbe-
richte) steigt er zum Kommunalre-
ferenten im Bonner Innenministe-
rium auf. Er starb im Januar 1960. 
Spätestens mit dem von Dr. Dreg-
ger gezeichneten „Nachruf“  (FZ 
vom 16.1.1960) verbreitet sich die 
Legende, er habe „die Stadt vor der 
völligen Zerstörung gerettet“ und 
„das Schlimmste von Stadt und Bür-
gerschaft abgewendet“ (ebenda).
Die eklatanteste Herausforderung 
auch für nachgeborene Demokra-
ten in der Vita Dr. Danzebrinks 
formulierte bereits der Vorsitzen-
de der Fuldaer Spruchkammer (vgl. 
VZ vom 31.5.47). „Auf die Frage: 
Wieso war diese Wiederwahl durch 
den nationalsozialistischen Stadt-
rat möglich? erklärte der geladene 
Zeuge, Ex-NSDAP-Kreisleiter Karl 
Ehser: Wir wussten, dass die Dinge 
unter Oberbürgermeister Dr. Dan-
zebrink ordnungsgemäß verlaufen 
waren, wir hatten keinen Anlass zur 
Änderung.“ (Hervorhebung von mir, 
P. K.: Warum denn bloß, warum??)
Das für Dr. Danzebrink gemäße 
Ordnungsdenken im Amte sei pars 
pro toto umrissen: Am „Tag von 
Potsdam“ (vgl. FZ vom 23.3.1933) 
fabuliert er von „tiefer Sehnsucht“, 
„großer Hoffnung“ und dem „Werk 
der Befreiung“ und fordert auf, „die 

Reihen“ zu „schließen zur deut-
schen Front“. In der Stadtverord-
netenversammlung begrüßt er den 
„stürmischen Elan der Bewegung“ 
als „das tragfeste Fundament, auf 
dem sich dieses Reich aufbaue“. „Wo 
früher viele hineingeredet hätten, 
sei heute der Wille und die Tatkraft 
des Führers maßgebend …. Die 
Aufgabe eines Gemeindevorstan-
des bestehe in erster Linie darin, 
den Willen der Staatsregierung zu 
befolgen“ (vgl. FZ vom 22.7.1933). 
Und wenig später begrüßt Dr. Dan-
zebrink den Nazi-Oberpräsidenten, 
Prinz Philipp von Hessen, in Fulda 
mit dem Bedauern, „daß das Gedan-
kengut der nationalsozialistischen 
Bewegung“ nicht „auch hier in Fulda 
früher Boden gewonnen hätte“ (FZ 
vom 2.8.1933). Und so weiter – „bis 
alles in Scherben“ fiel…
Das populärste Melodram wur-
de über die Rolle Dr. Danzebrinks 
bei der Befreiung Fuldas durch die 
US-Armee gesponnen. Ganz zeitnah 
noch unterschreibt Dr. Danzebrink 
vierseitig „Daten über meine poli-
tische Vergangenheit“ am 13.Juni 
1945. Zum 1945er Jahr heißt es 
dort auf 7 Schreibmaschinenzeilen 
lediglich: „Im März habe ich Gesprä-
che … über vorbereitende Maßnah-
men zur Übernahme der zivilen Ver-
waltung nach dem Zusammenbruch 
des Nazi-Systems geführt“ (Perso-
nalakte Danzebrink, StA, S.226). 
Wann und wo wäre denn ein geeig-
neterer Platz für eine Selbstdarstel-
lung einer vorgeblichen Ruhmestat 
gewesen  als hier -  vor den Augen 
der Amerikaner und in Erwartung 
eines Spruchkammerverfahrens?

Noch im Spruchkammerverfahren 
gegen Karl Ehser windet sich Dr. 
Danzebrink, als Zeuge „Nr.45“ be-
fragt zum tatsächlichen Verhalten, 
brüsk heraus: „a.B.d. Vorsitzenden 
über das Thema Übergabe der Stadt 
Fulda erklärt der Zeuge: Ich lehne 
ab, vor der Spruchkammer über die-
ses Thema zu sprechen“ (StA, Akte 
Ehser, Blatt 436ff). Dieses (bürger-
lich gesprochen: unverschämte) 
Verhalten erklärt sich wohl weniger 

durch Bescheidenheit, denn durch 
die Volksweisheit über versammel-
te „Krähen“ im Nicht-Hack-Modus.

In der Holzmindener „Entna-
zifizierungsentscheidung vom 
24.10.1948 taucht dann erstmals 
unter i) auf: „Er blieb in der Stadt, 
nahm die Führung nun ohne Partei 
in die Hand und veranlaßte beim 
Platzkommandanten später durch 
Bemühungen bei den Amerikanern 
die Einstellungen der Feindseligkei-
ten. Er verhinderte durch seine vom 
Nationalsozialismus her gesehe-
ne „staatsverbrecherische“ Hand-
lungsweise, das angedrohte Luft-
bombardement“ (vgl. Kopie im StA). 
Eine solche singuläre Handlungs-
weise, wie hier behauptet, lässt sich 
nicht in den Akten nachweisen (vgl. 
v.a. Personalakte Ehser, Spruch-
kammerverfahren), noch hat die 
einschlägige regionale Literatur 
Bestätigungen gefunden (Krahulec, 
1986; Lochmann 2.Aufl.1995; Sag-
an 2006 mit Lesarten; Zibuschka 
1993). 
Wie also ist nach heutigem Wissens-
stand Dr. Danzebrink einzuschät-
zen. Ein „Urmeter“ bleibt für mich 
der verehrungswürdige Heinrich 
Kierzek. Unter der Überschrift „Die 
Zukunft der Pg.“ schreibt der Wider-
ständler und KZ-Insasse, der lang-
jährige Herausgeber der „Fuldaer 
Volkszeitung“: Wussten sie nicht, 
„was jeder anständige Deutsche un-
bedingt wissen muss: der Pg, ganz 
gleich ob Jahrgang 1930 oder 1944, 
bekannte sich in aller Öffentlichkeit 
zu einer Partei, die den organisier-
ten Mord und Raub zum Ziel hatte 
… Jeder Pg ist damit – bewußt oder 
unbewußt – mitschuldig geworden 
an dem größten Verbrechen aller 
Zeiten“ (VZ vom 3.11.1945).
In den Termini der Fachwissen-
schaftler war Dr. Danzebrink somit 
m.E. einer, der „im vorauseilenden 
Gehorsam“ (Oskar Negt) „dem Füh-
rer zuarbeitete“ (Ian Kershaw) und 
damit Rädchen war im „arbeitstei-
lig zerlegten Vernichtungsprozess“ 
(Raul Hilberg); er war ein „williger 
Vollstrecker“ (Daniel Goldhagen) 

und handelte im „gesetzlichen Un-
recht“ (Gustav Radbruch).
Ich empfehle daher den städtischen 
Gremien:
Die bisherige Dr. Danzebrink-Stra-
ße ist umzubenennen. Eine tatsäch-
liche Umkehr (Metanoia)  würde 
sich der Opferseite zuwenden, etwa 
der kürzlich verstorbenen Fuldaer 
Holocaust-Überlebenden Ruth 
Rose.
Das Bildnis in der Galerie der 
Fuldaer Oberbürgermeister kann 
und soll selbstverständlich erhal-
ten bleiben im Interesse der his-
torischen Faktizität. Es sollte aber 
eine Zusatzbeschriftung angeheftet 
werden, die die heutige Einschät-
zung ausdrückt; etwa im Sinne des 
o.a. ZEIT-Artikels: „Die Geschichte 
selbst kann man nicht verändern. 
Sie ist wie sie ist… Doch eine poli-
tische Tradition muss man wählen. 
Und genau darum, um die Wahl 
dieser Tradition geht es, mit jedem 
Straßennamen“.

Eine solche Umbenennung als „Tra-
ditionsfindung“ ist keine bloße 
Verwaltungsmaßnahme; sie muss 
von Transparenz, Aufklärung und 
kulturvollem Streit begleitet wer-
den – in der unmittelbaren Nach-
barschaft (Vorschlag: Bürger- / 
Anlieger-Forum in der zuständigen 
Kirchgemeinde) und in der städti-
schen Öffentlichkeit (Vorschlag: 
Hearing/Podium im Stadtschloß, 
bei dem die Kommissionsmitglieder 
und städtische Verantwortliche ihre 
Positionen zur Diskussion stellen).
Unverzichtbar erscheint mir darü-
ber hinaus eine schriftliche Doku-
mentation der je einzelnen Positio-
nen der Kommissionsmitglieder in 
angemessener Form – nicht zuletzt 
als Materialien zur politischen Bil-
dung (Vorschlag: Sektion in „Fulda 
informiert“).

In der gebotenen/geforderten Kür-
ze mit freundlichen Grüßen und 
Dank an Dr. Heiler für die exzellente 
Moderatio!
Dr. Peter Krahulec

Vorbemerkung von Dr. Peter 
Krahulec zum nachfolgenden Bei-
trag:

Im Frühjahr 2015 bereits forderte 
das Bündnis „Fulda stellt sich quer“ 
die Umbenennung der Straße am 
Aschenberg, die 1964 nach Dr. Franz 
Danzebrink benannt wurde. Der 
nämlich war während der gesamten 
NS-Zeit Fuldaer Oberbürgermeis-
ter. Eine TED-Umfrage der örtli-

chen Monopolzeitung stützte diese 
Forderung mit einer Zustimmung 
von weit über 66 %. In den Leser-
briefspalten wurde heftig und kont-
rovers diskutiert. Der Magistrat der 
Stadt Fulda beschloss daraufhin am 
1.Juni 2015, „die Amtsführung des 
früheren Oberbürgermeisters Dr. 
Franz Danzebrink während der NS-
Zeit durch eine Expertenkommissi-
on untersuchen zu lassen“. 
 Ich gehörte dazu und tagte mit 

fünf weiteren Mitgliedern mehrere 
Monate im wackeren, aber fairen 
Streit. Es wundert wohl niemanden, 
dass wir nicht zu einem einheitli-
chen Ergebnis kamen. Vertraulich-
keit über die je einzelnen Positionen 
war vereinbart – und soll von mir 
auch eingehalten werden. In einem 
Punkt war sich die Kommission je-
doch einig, dass die kontroversen 
Standpunkte selber ein hervorra-
gendes Beispiel sein können für die 

Schwierigkeiten bei der NS-Aufar-
beitung – und als solche Materialien 
sein sollten für die aktuelle politi-
sche Bildung (Kontroverse-Gebot, 
Indoktrinations-Verbot).
Dies scheint nicht zu geschehen. 
Im Juli des Jahres erreicht mich ein 
(zwar Dank-)Schreiben des OBs, 
dass die Angelegenheit in ein For-
schungsprojekt, vermutlich eine 
Dissertation, verlängert werden 
soll, „die natürlich einige Zeit in 

Anspruch nehmen wird“ (Dr. Heiko 
Wingenfeld). Die Bank ist mir zu 
lang. Die Diskussion zur politischen 
Bildung, die wir in der Experten-
gruppe einhellig unterstützt haben, 
möchte ich mit dieser Veröffentli-
chung fortführen – auch unter dem 
Motto von Brecht: „Kritisiert mich, 
damit ich besser werde…“

Stellungnahme letzter Hand zu Dr. Danzebrink
Ein Gastbeitrag von Dr. Peter Krahulec

Unterm Heilig Kreuz, 1933 (Foto: Stadtarchiv Fulda)
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Aya A. ist 17 Jahre alt und lebt seit 
ca. einem Jahr in der Gemeinde 
Ebersburg. Sie besucht die Richard 
Müller Schule und würde gerne ei-
nes Tages studieren.

Sie ist das Jüngste von sieben Kin-
dern und in Damaskus geboren und 
aufgewachsen. Als Aya 14 Jahre alt 
war - ihr Vater war verstorben und 
die zunehmende Gewalt in dem 
vom Bürgerkrieg zerrütteten Land 
war kaum mehr zu ertragen - be-
schloss die Familie ihre Heimat zu 
verlassen. Insbesondere Ayas Brü-
der hatten Sorge, dass sie von einer 
der Kriegsparteien an die Waffe 
gezwungen würden und auf Men-
schen schießen müssten, mit denen 
sie Jahrzehnte friedlich zusammen 
gelebt hatten. 

Für Aya bedeutete die Entschei-
dung einen schmerzhaften Verlust.
In Ägypten fand die Familie ca. 
zwei Jahre vorübergehenden Auf-
enthalt, aber keine Perspektive. 
Die Entscheidung, den Weg nach 
Europa zu suchen, hieß für Aya er-
neut einen Ort zu verlassen, der ihr 
vertraut geworden war. Sie trat die 
gefährliche Reise gemeinsam mit 
zwei ihrer Brüder, einer Schwägerin 
und mehreren Neffen und Nichten 
im Alter von wenigen Monaten bis 
zwölf Jahren an. Vier lange Wochen 
führte sie der Weg u.a. über die Tür-
kei, Griechenland, Ungarn und Ös-
terreich. Den größten Teil der Stre-
cke legten sie zu Fuß zurück. Im Mai 
2015 kamen sie in Deutschland an.
Nach Abschluss des Asylverfahrens 
und der Anerkennung als Flücht-

linge konnten sie im Rahmen des 
Familiennachzugs ihren Familien-
angehörigen, d.h. den Eltern der 
mitgereisten Kinder, den Geschwis-
tern und Ayas Mutter, die legale 
Einreise ermöglichen, die nach 
achtmonatiger Trennung im De-
zember 2015 erfolgte. (Die Kosten 
hierfür mussten sie selbst tragen. 
Allerdings stehen die Reisekosten 
für den Nachzug in keinem Verhält-
nis zu den „Tarifen“ der kriminellen 
Schlepperbanden.) 

Obwohl Aya froh ist in Deutschland 
zu sein und sich sehr bemüht, Spra-
che und Kultur zu verstehen, blei-
ben Trauer und die Sehnsucht nach 
dem, was sie zurücklassen musste 
- ihre Heimat.

Syrien 
Ein Gedicht von Aya A.

Ich weiß nicht über was ich sprechen werde, 
aber ich weiß, dass mein Kuli über meine Heimat schreiben wird.

Es ist Syrien, das ich umarmen möchte. 
SYRIEN: Du bedeutest für mich meine Mutter, mein Vater! 

Von dir nehme ich meine Kraft, mein Lachen und meine Hoffnung.
Sei nicht traurig mein Mutterland. Wir sind von dir weggegangen, 

aber der Tag wird kommen, an dem wir auf deinen Schoß zurückkommen 
und sich alle Verlorengeglaubten versammeln. 

Jetzt sind wir zwar getrennt, aber du bleibst in unseren Herzen.
Ich ging in ein fernes Land, aber ich lerne fleißig für dich, 

damit ich bei meiner Heimkehr eine freie Frau bin.
Kümmere dich um meinen Vater, der jetzt in deiner Erde ruht.

Ich wünsche dir, dass du stark bist.
Ich vermisse dich sehr!

Ich liebe dich Syrien.

oben: das Gedicht in deutscher Übersetzung
unten: ein Screenshot des originalen Gedichts auf einem Smartphone  

Landschaft nahe Aleppo, Syrien (Foto: Taras Kalapun , CC BY 2.0)

Wir schreiben den 8. Oktober 
2016. Die sogenannte EU-Afgha-
nistan-Konferenz einigt sich auf ei-
nen Deal mit dem vielversprechen-
den Namen „Joint Way Forward“, 
also „ein gemeinsamer Weg nach 
vorne“. Kern der Vereinbarung: 
Die afghanische Regierung erhält 
weiterhin „Entwicklungshilfe“ in 
Milliardenhöhe – und nimmt im 
Gegenzug zehntausende abgelehn-
te afghanische Flüchtlinge wieder 
auf. 

„Ich danke der afghanischen Re-
gierung für ihre Bereitschaft zur 
partnerschaftlichen Zusammen-
arbeit bei der Rückkehr ausreise-
pflichtiger Personen“, freut sich 
Bundesinnenminister Thomas de 
Maizière nach der Bekanntgabe. In 
der Vereinbarung ist folgendes Ziel 
festgehalten: „…to establish a rapid, 
effective and manageable process 
for a smooth, dignified and orderly 
return of Afghan nationals…“ 
Drei Wochen später in Fulda: Mein 
Mitbewohner, der vor einem Jahr 
aus Afghanistan nach Deutschland 
geflohen und mittlerweile einer 
meiner besten Freunde ist, hat end-
lich sein zweites Interview. Nach 
monatelangem bangen Warten darf 
er nun endlich erklären, warum ihm 
nichts Anderes übrigblieb, als Afg-
hanistan zu verlassen. 

Er hat wochenlang seine Dokumen-
te sortiert, um bis ins letzte Detail 
beweisen zu können, was ihm im 

Laufe der letzten Jahre Schlimmes 
widerfahren ist:
Wie er sich entschied, als Überset-
zer für die NATO zu arbeiten, um 
bei der Sicherung des Friedens in 
dem von Kriegen zerrütteten Land 
mitzuhelfen. Wie die Taliban von 
seiner Tätigkeit Wind bekamen und 
begannen, ihn und seine Familie un-
ter Druck zu setzen. Wie sein Vater 
eines Tages plötzlich ermordet auf-
gefunden wurde. Wie er sein teuer 
bezahltes Haus zurücklassen und 
mit seiner Frau und seinen Kindern 
aus seinem Heimatdorf im Süden 
des Landes nach Kabul flüchten 
musste, um den mörderischen Fän-
gen der seit Jahren wieder an Ein-
fluss gewinnenden Taliban zu ent-
kommen. Wie die Verfolgung auch 
in Kabul nicht aufhörte und er eines 
Tages sein neues Zuhause völlig ver-
wüstet vorfand. Wie er Zeuge von 
Selbstmordattentaten wurde. Und 
wie er, um sich und seine Familie 
nicht durch seine bloße Anwesen-
heit in Lebensgefahr zu bringen, 
die lange und gefährliche Flucht auf 
sich nahm.
Er hat mir diese Geschichte im-
mer und immer wieder erzählt, mir 
schreckliche Videos davon gezeigt, 
was anderen ehemaligen afghani-
schen NATO-Mitarbeitern in Afg-
hanistan passiert ist, und kürzlich 
sogar einen unglaublich mutigen 
Vortrag darüber im Café Chaos an 
der Hochschule Fulda vor mehr als 
100 Zuschauern gehalten.
Sein eindringlicher Aufruf: Beschäf-

tigt euch bitte nur zwanzig Minuten 
damit, was gerade in Afghanistan 
passiert. Afghanistan ist kein siche-
res Land!
Das ist auch den hiesigen Behörden 
bekannt. Schon ein Blick in die aktu-
elle Reisewarnung des Auswärtigen 
Amts offenbart Schreckliches: „Vor 
Reisen nach Afghanistan wird drin-
gend gewarnt. Wer dennoch reist, 
muss sich der Gefährdung durch 
terroristisch oder kriminell moti-
vierte Gewaltakte bewusst sein. 
[…] In ganz Afghanistan besteht ein 
hohes Risiko, Opfer einer Entfüh-
rung oder eines Gewaltverbrechens 
zu werden. Landesweit, auch in der 
Hauptstadt Kabul kann es zu At-
tentaten, Überfällen, Entführungen 
und anderen Gewaltverbrechen 
kommen.“
Mein Mitbewohner hofft nun da-
rauf, dass er die Anerkennung als 
Flüchtling nach der Genfer Flücht-
lingskonvention erhält, was ihm er-
lauben würde, seine Frau und Kin-
der nach Deutschland nachzuholen. 
Die Kinder waren zu klein, um die 
Flucht durchstehen zu können, wes-
halb die junge Familie seit mehr als 
einem Jahr in schmerzlicher Tren-
nung leben muss.
Ich spreche ihm Mut zu. Sein Fall 
scheint eindeutig: Menschen, die 
„aus der begründeten Furcht vor 
Verfolgung wegen ihrer Rasse, Reli-
gion, Nationalität, Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten sozialen Gruppe 
oder wegen ihrer politischen Über-
zeugung“ im Ausland Asyl suchen, 

müssen als Flüchtling anerkannt 
werden. Das trifft auf meinen Mit-
bewohner vollauf zu!
Er macht sich also aufgeregt und 
nervös auf den Weg zur Befragung 
nach Offenbach, doch ich mache 
mir keine allzu großen Sorgen. 
Schließlich kann er seine Geschich-
te mit allerhand Dokumenten, zum 
Beispiel mit Dienstzeugnissen aus 
seiner Zeit bei den NATO-Kräften, 
stichhaltig beweisen.
Am Abend sehe ich meinen Mitbe-
wohner wieder. Er sagt, das Inter-
view sei eine Katastrophe gewesen. 
Wir setzen uns zusammen auf die 
Couch und er fängt zitternd an zu 
erzählen: Auf die Frage hin, warum 
er Afghanistan verlassen musste, 
wollte er anfangen, seine lange und 
beschwerliche Geschichte darzu-
legen und mit den gesammelten 
Beweisen zu belegen, so wie wir es 
vorher viele Male durchgesprochen 
hatten. Doch er kam kaum drei Sät-
ze weit: Als er beginnt, von seiner 
Zeit bei der NATO von 2006 bis 
2010 zu berichten, fährt ihm der In-
terviewer ins Wort: Das habe doch 
nichts mit seiner Flucht zu tun. Er 
solle sich auf das beschränken, was 
2015, also im Jahr seiner Flucht, 
passiert sei. Er protestiert, doch der 
Interviewer bleibt bei seiner Hal-
tung: Die Geschehnisse vor 2015 
seien irrelevant.
Darauf war mein Mitbewoh-
ner nicht vorbereitet. Wie auch, 
schließlich ist das Vorgehen des In-
terviewers nicht nur dreist, sondern 

schlicht falsch. Das hat mit einem 
rechtsstaatlichen Verfahren nichts 
mehr zu tun! Jeder Asylbewerber 
hat beim zweiten Interview die 
einzige Chance, seine gesamte Ge-
schichte darzulegen, ganz egal wie 
lange es dauert. Ihn dermaßen un-
ter Druck zu setzen ist unglaublich 
– und unglaublich schlimm können 
die Konsequenzen sein.
Mein Mitbewohner, logischerweise 
völlig aus dem Konzept gebracht, 
erzählte schließlich, was nur im 
letzten Jahr passiert ist. Dass er 
sich von den Taliban verfolgt gefühlt 
habe und dass er eines Tages seine 
Wohnung verwüstet vorgefunden 
habe. Ob das nichts mit privaten 
Problemen in seinem neuen Job 
als Fahrzeughändler zu tun haben 
könnte?, wird er noch zynisch ge-
fragt.
Dieser Teil des Interviews ist im 
Protokoll zu finden, das nun einem 
Entscheider zugeführt wird, der 
die folgenschwere Entscheidung 
treffen wird, auf die wir seitdem 
warten: Flüchtlingsanerkennung: Ja 
oder Nein? Bleiben wir Mitbewoh-
ner, kann auch seine Familie hier-
herkommen und den lange ersehn-
ten Schutz finden, können sie sich 
hier ein neues Leben in Sicherheit 
und Würde aufbauen – oder kommt 
eines Nachts das Abschiebekom-
mando, verhaftet ihn und fliegt ihn 
zurück? 

Die Fortsetzung des Artikels finden 
Sie auf der folgenden Seite.

Afghanistan ist kein sicheres Land
Ein Gastbeitrag von Jochen Schiersch und Ahmad Arian Barekzay
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Was würde dann passieren? Reicht 
die durch die restriktive Interview-
führung nun auf ein Minimum redu-
zierte Beweisführung aus, um den 
Entscheider davon zu überzeugen, 
dass mein Mitbewohner als Flücht-
ling anerkannt wird? Wir wissen es 
nicht. Und wir haben riesige Sorgen.
Fälle wie dieser, der mir natürlich 
besonders nahegeht, sind keine 
Ausnahme. In den vergangenen Wo-
chen wurden fast schon fließband-
artig Interviews von Geflüchteten 
durchgeführt. Viele von ihnen, die 
aus Afghanistan kommen, berichten 
von ähnlichen Erlebnissen.
Es entsteht der fürchterliche Ver-
dacht: Jetzt, da wegen des Deals 
zwischen der EU und Afghanistan 
das Ziel besteht, abgelehnte Asyl-
bewerber nach Afghanistan abzu-
schieben, wird viel unternommen, 
um das auch möglichst vielen Men-
schen tatsächlich anzutun. Was das 
für die betroffenen Personen be-
deutet scheint absolut zweitrangig 
zu sein. Das ist ein völlig inakzep-
tabler und schrecklicher Verstoß 
gegen elementare Menschenrechte 
– und das werden wir nicht hinneh-
men!
Deshalb finden wir es sehr mutig 
und unterstützenswert, wenn Men-
schen aus Afghanistan hierzulande 
versuchen, sich gegen diese Praxis 
mit demokratischen, rechtsstaatli-
chen Mitteln zu wehren! So rief das 
Afghan Refugees Movement (شبنج 
 am 19.11.2016 zur (ناغفا نیرجاهم
Demonstration Afghanistan is not 
safe! - Stop deportations! am Frank-
furter Hauptbahnhof auf. Auch die 
Fuldaer Initiative Welcome In nahm 
an der Demo teil und spendete Hes-
sentickets für die Zugfahrt nach 
Frankfurt. Gemeinsam mit vielen 
anderen, die Solidarität zeigen woll-
ten, setzten sie dort ein Zeichen für 
die Wahrung der Menschenrech-
te und gegen Abschiebungen nach 
Afghanistan. Denn: Afghanistan ist 
eben KEIN sicheres Land!

Fortsetzung: Afghanistan ist 
kein sicheres Land

Bundeswehr-Soldaten in Afghanistan 
(Foto:  ISAF, CC BY 2.0)

Unser Mitbewohner Bisrat (32), 
vor rund drei Jahren aus Eritrea 
geflüchtet, macht eine schwere 
Zeit durch. Dabei lief es zuletzt 
doch so gut. Zwei Jahre nach sei-
ner Ankunft in Deutschland konn-
te er Anfang des Jahres 2016 die 
Gemeinschaftsunterkunft verlas-
sen und bezog ein Zimmer in unse-
rer WG. Nach 2 ½ Jahren Warte-
zeit im Sommer dann endlich das 
Ende seines Asylverfahrens und 
das Ende der Unsicherheit.

Erleichtert und stolz hielt er seinen 
Ausweis und seine Arbeitserlaub-
nis in den Händen. Jetzt konnte es 
losgehen mit dem Aufbau seines 
neuen Lebens hier. Die Ausländer-
behörde gab die Zuständigkeit an 
das Kreisjobcenter ab und Bisrat 
freute sich. Jobcenter – das klang 
nach Arbeit, sein großes Ziel. Zum 
Termin bei seiner Vermittlerin be-
gleite ich ihn als Übersetzungshilfe.
Bisrat hat sein bestes Hemd ange-
zogen und seine Zeugnisse und an-
dere Unterlagen säuberlich in Klar-
sichthüllen verpackt mitgebracht. 
Er will endlich arbeiten und sein 
Geld selbst verdienen. Doch seine 
Jobvermittlerin interessiert sich 
nicht für sein Hemd, nicht für sei-
nen Schulabschluss und nicht für 
das VHS-Zertifikat über den Kurs 
„Anwendung von MS Office“. Für 
seinen Wunsch, „mit Computern“ 
zu arbeiten hat sie nur ein müdes 
Lächeln übrig. 
Überhaupt werde sie ihm jetzt 
keine Arbeit vermitteln, auch kei-
ne Ausbildung. Jetzt sei erstmal 
wichtig, dass Bisrat seine Pflichten 
als Leistungsempfänger verstehe. 
Er habe jetzt einen Vertrag mit 
dem Jobcenter, Verstöße gegen 
den Vertrag führten zu Leistungs-
kürzungen. Ob er das verstanden 
habe? Und ganz wichtig: Er müsse 
sich abmelden, wenn er die Stadt 
verlasse, auch wenn er nur übers 
Wochenende zu einem Freund 
nach Frankfurt fahre. Dafür gebe 
es ein Formular, welches man wie-
derum nur persönlich und unmit-
telbar vor der geplanten Fahrt ab-
holen und dann wieder einreichen 
könne. Die junge Sachbearbeiterin 
will es richtig machen, sich und 
vielleicht auch ihn absichern. Sie 
zählt die Paragrafen auf, spricht 

von ortsgebundenen Leistungen 
und rechtsgültigen Verträgen. Bis-
rat ist verwirrt. Warum kann er 
nicht einfach jemanden besuchen 
fahren? Ist er nicht hergekommen, 
um frei zu sein? Und warum spricht 
sie nicht mit ihm über Arbeit? Bis-
rat schwirrt der Kopf, mir auch. 

Nachdem die Formalitäten geklärt 
sind, versucht er es erneut: Bitte, 
helfen Sie mir, Arbeit zu finden, 
egal was. Ich bin müde vom War-
ten. Nur mühsam kann er seinen 
Ärger und seine Enttäuschung un-
terdrücken. Oder vielleicht eine 
Ausbildung in der Altenpflege, das 
kann er sich auch vorstellen.
Wieder schüttelt die Vermittlerin 
den Kopf, jetzt schon leicht ent-
nervt.
Sein Schulabschluss nütze ihm 
hier nichts und sein Deutsch sei zu 
schlecht. Solange das BAMF (Bun-
desamt für Migration und Flücht-
linge) noch seinen Sprachkurs 
bezahle, solle er den einfach wei-
termachen und sich in einem hal-
ben Jahr nochmal bei ihr melden, 
dann könne man ja weiter sehen. 
Alles andere mache zum jetzigen 
Zeitpunkt keinen Sinn. Ich frage, 
was mit den ganzen Programmen 
und Maßnahmen zur Integration 
in den Arbeitsmarkt sei, von denen 
man jetzt so höre und lese. Komme 
da nicht etwas in Frage? Die Ver-
mittlerin verneint, sie hat Bisrat 
nichts anzubieten. Wir verlassen 
die Behörde, Bisrat mit einer ge-
platzten Hoffnung, ich mit einem 
fast geplatzten Kragen – das war 
alles nicht sehr hilfreich. Was nun?

Bisrat ist unruhig in diesen Tagen, 
telefoniert Tag und Nacht, schläft 
wenig, ist schlecht gelaunt und 
reizbar, schweigt. Überlegt, ob es 
in Frankfurt oder Köln vielleicht 
besser wäre. 
Er ist frustriert und wir sind es 
auch. Wir wissen nicht, wie wir 
ihm helfen sollen. Vielleicht lernt 
er nicht hart genug Deutsch, viel-
leicht hat er zu hohe Erwartungen, 
vielleicht ist er für den deutschen 
Arbeitsmarkt wirklich nicht ge-
schaffen, vielleicht wäre er besser 
zu Hause geblieben…
Das denkt Bisrat selbst manchmal 
auch. Er sagt: „Wenn ich gewusst 

hätte wie schwer es wird, hier 
Arbeit zu finden, wäre ich nicht 
gekommen.“ Ich frage, was seine 
Alternative gewesen wäre, denn 
in Eritrea wurde er ja vom Militär-
regime verfolgt. „Saudi-Arabien 
vielleicht, Dubai, Katar“, überlegt 
Bisrat, „dort spräche ich wenigs-
tens die Sprache. In Saudi Arabien 
könnte ich mit ein bisschen Glück 
vielleicht richtig viel Geld verdie-
nen. Aber ich wäre dort nicht frei. 
Weißt du, ich habe seit einer Weile 
nicht mehr gebetet. Ich zweifle, ich 
bin wütend. Hier in Deutschland 
ist das meine persönliche Angele-
genheit, ich kann das mit mir selbst 
und mit Gott abmachen. Wenn ich 
in Saudi-Arabien die Gebetszeiten 
nicht einhalte und mich nicht re-
gelmäßig in der Moschee blicken 
lasse, kommt die Polizei, vielleicht 
verliere ich meine Arbeit deswe-
gen oder muss sogar ins Gefängnis. 
Ich könnte auch nicht so zwanglos 
mit Frauen meine Zeit verbringen, 
so wie mit euch, mir meine Freunde 
nicht selbst aussuchen und so wei-
ter. Die Freiheit hier ist mehr wert 
als das Geld dort.“ 

Bisrat besucht jetzt an fünf Vor-
mittagen in der Woche einen 
Deutschkurs. Zu Hause schaut er 
Selbstlern-Videos und deutsches 
Fernsehen, schreibt wie wild Hef-
te voll mit Vokabeln und Gramma-
tikregeln, aber die Worte bleiben 
nicht in seinem Kopf. In seinem 
Kopf, da sind tausend andere Din-
ge. Die Familie zu Hause macht 
Druck. Warum schickt er nicht 
mehr Geld? Warum hat er noch 
keine Arbeit, keine eigene Woh-
nung? Ist er im Westen etwa faul 
geworden? Wann kann seine Frau 
nachkommen? Bisrat erzählt, dass 
sich in seiner Heimat niemand vor-
stellen kann, wie schwer es für ihn 
ist, überhaupt irgendeine Arbeit zu 
finden. Dass man hier nicht einfach 
als Tagelöhner anheuern kann und 
sofort Geld auf die Hand bekommt. 
Und dass die staatliche Unterstüt-
zung, von der er im Moment lebt, 
gerade so für sein tägliches Leben 
reicht.
Auf Facebook zeigt er mir Selfies 
von jungen Geflüchteten, die ne-
ben einem teuren BMW oder vor 
einem schicken Haus posieren. 

Die Familien zu Hause sollen stolz 
auf sie sein, sollen glauben, dass 
sie es hier schon geschafft haben 
und dass es ihnen gut geht. Dass 
es nicht ihre Autos und nicht ihre 
Häuser sind, vor denen sie da ste-
hen, davon posten sie nichts. Auch 
nichts vom tristen Alltag in der 
Sammelunterkunft, den viele von 
ihnen aus Mangel an Beschäfti-
gung die meiste Zeit schlafend ver-
bringen und nichts von der Kom-
pliziertheit deutscher Behörden 
und den harten Anforderungen des 
deutschen Arbeitsmarktes.
Bisrat postet: „Wenn du Geld willst, 
komm nicht her. Aber das Leben ist 
frei.“

Zwei Monate später, Oktober. Der 
Sprachkurs gibt Bisrats Tagen eine 
Struktur. Die aufgeregten Telefo-
nate mit seine Familie sind weniger 
geworden. Seine Frau konnte end-
lich ihren Antrag auf Nachzug in 
der deutschen Botschaft von Katar 
einreichen. Jetzt heißt es wieder 
warten, Bisrat kann nichts weiter 
tun. Er betet wieder, kocht, be-
kommt hin und wieder Besuch von 
Mitschülern aus seinem Sprach-
kurs. Staubsaugt die Wohnung ein-
mal mehr als nötig und pfeift dabei, 
es ist etwas zu tun. Am Wochen-
ende fährt er mit uns Fahrrad oder 
geht spazieren, abends der Tatort. 
Was man halt so macht an einem 
deutschen Sonntag. Sein Deutsch 
wird langsam besser, unser Ara-
bisch nicht.
Bisrat ist jetzt seit drei Jahren in 
Deutschland, seit 10 Monaten bei 
uns. Fast nichts ist so, wie er es 
sich vorgestellt hatte. Doch er gibt 
niemandem die Schuld und hofft 
weiter. Ich bewundere seine Ge-
duld und sein Gottvertrauen. „Life 
is education“, mit dieser Weisheit 
bringt er sich durch die schwieri-
gen Phasen, wenn nichts voran zu 
gehen scheint. Und ich denke, gut, 
dass er bei uns ist. Leben heißt ler-
nen.

- Kurz vor Druck dieser Ausgabe 
erhielt Bisrat übrigens sein ers-
tes richtiges Jobangebot. Er hatte 
sich selbst darum bemüht und ist 
froh über die geregelte Arbeit. Der 
Vertrag ist allerdings befristet. Wir 
werden weiter über ihn berichten.

Life is education 
Es gibt wieder Neues von Bisrat - der 3. Teil

Viel Zeit zum Nachdenken: Bisrats Alltag in Deutschland. (Foto: unsplash.com, public domain)
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Die Produktion und der Handel mit 
Waffen gefährden weiterhin den 
Frieden. Durch Rüstungsunter-
nehmen wie Rheinmetall, Thyssen 
Krupp, Krauss-Maffei Wegmann/
Nexter, Diehl oder Airbus Defence 
& Space existiert in Deutschland 
ein Industriezweig, der durch Ent-
wicklung, Produktion und Verkauf 
von Waffen Geld verdient. Waffen 
sind indes keine Waren wie alle 
anderen, sondern sind Mittel, mit 
deren Hilfe Kriege geführt werden.

Waffenlieferungen sind nur dorthin 
möglich, wo eine grundsätzliche Be-
reitschaft besteht, politische Kon-
flikte notfalls auch mit militärischen 
Mitteln zu klären. Sie verändern 
regionale Machtverhältnisse und 
schaffen ein Klima des Unfriedens, 
in dem das Gefühl der subjektiven 
Bedrohung mit dem Erwerb von 
Waffen wächst. Waffenlieferungen 
stehen so in der Gefahr, ein Wett-
rüsten auszulösen und eine nach-
haltige Entwicklung, die Grundlage 
sozialen Friedens, zu verhindern.
Insbesondere im Blick auf die Regi-
on des Nahen und Mittleren Ostens 
– eine Hauptempfängerregion deut-
scher Waffenexporte – ist deshalb 
festzuhalten, dass Waffenexporte 
keine politische Stabilität schaf-
fen, sondern Frieden gefährden. 
Deutschlands Position als dritt-
größter Waffenexporteur macht 
deutlich, dass Kriegsursachen auch 
von Deutschland ausgehen. Frieden 
ist kein Zustand über den wir ver-

fügen, sondern eine Hoffnung, die 
„voll Eifer“ erstrebt werden muss 
(vgl. Hebr. 12,14).
Aus Sicht der katholischen Frie-
densbewegung pax christi besteht 
dringender Handlungsbedarf. Sinn-
voll ist eine Klarstellung im Frie-
densartikel des Grundgesetzes, 
dass grundsätzlich keine Kriegswaf-
fen und Rüstungsgüter exportiert 
werden. Notwendig ist auch die Er-
arbeitung eines Rüstungsexportge-

setzes, das die Produktion und den 
Export von Waffen als Friedensri-
siko versteht und die Reduzierung 
der deutschen Rüstungsprodukti-
on sowie der Rüstungsexporte aus 
Deutschland anstrebt.
Wer Waffen herstellt und sie in die 
Welt setzt, trägt Verantwortung 
für das, was mit diesen Waffen ge-
schieht. Wenn die Bundesregie-
rung Rüstungsexporte genehmigt, 
sollte sie gleichzeitig konkrete 
Abrüstungsinitiativen unterstüt-
zen, durch die eine Anhäufung von 

Waffen in den belieferten Ländern 
verhindert und einem Rüstungs-
wettlauf vorgebeugt wird. Gerade 
die von Deutschland belieferten 
Länder des Nahen und Mittleren 
Ostens brauchen keine neuen Waf-
fen, sondern Schritte zur Demilita-
risierung mit dem Ziel, vorhandene 
Waffen einzusammeln und zu ver-
nichten.
Die deutschen Bischöfe haben in ih-
rem Hirtenwort „Gerechter Friede“ 
(vom 27.9.2000) darauf hingewie-
sen, dass „Lüge und Verdrängung, 
Selbstbetrug und Verharmlosung… 
die Heilkräfte einer Gesellschaft“ 
zersetzen und „die Keime neuen 
Unfriedens“ bilden (Nr. 109). Wer 
also „den Frieden will, muss für den 
Frieden bereit sein“ (Nr. 108).
Solchen Schritten auf dem Weg des 
Friedens nachzuspüren lädt die von 
pax christi mitveranstaltete dies-
jährige Ökumenische Friedensde-
kade vom 6. bis 16. November 2016 
ein. Unter dem Motto „Kriegsspu-
ren“ will sie das Bewusstsein für den 
unbedingten Wert des Friedens in 
Gerechtigkeit schärfen. Frieden ist 
mehr als die Abwesenheit von Krieg 
und er stellt sich nicht automatisch 
ein, wenn die Waffen schweigen. 
Kriege hinterlassen Narben, die 
fortwirken, wenn der letzte Schuss 
längst verklungen ist. In gleicher 
Weise ist Frieden auch dann be-
droht, wenn nicht gekämpft wird. 
Spuren dieser Art von Nicht-Frie-
den gibt es in Deutschland viele.
Die Ökumenische Friedensdekade 

wendet sich 2016 besonders gegen 
den Export von Kleinwaffen, durch 
die weltweit die meisten Menschen 
zu Tode kommen.
Traditionell stellt sich die Friedens-
dekade unter das prophetische 
Wort „Schwerter zu Pflugscharen“ 
(Jes 2,4; Mi 4,1-3). Sie hält damit die 
Vision einer Welt offen, in der Men-
schen keine Waffen mehr brauchen. 
Wenn dieser Zustand heute sicher 
noch nicht erreicht ist, bedeutet 
das noch lange nicht, dass sich Krieg 
„rechnen“ darf. Wer mit Waffen 
Geld verdient, schöpft Gewinn und 
profitiert am Leid von Menschen, ob 
ihm das klar ist oder nicht.

Ein paar Auszüge aus dem aktuellen 
Rüstungsbericht des Wirtschaftsmi-
nisteriums:

Deutschland zählt zu den größten 
Rüstungsexporteuren der Welt. 
Die Genehmigungen für das erste 
Halbjahr haben einen Umfang von 
gut vier Milliarden Euro. Das ist 
etwa eine halbe Milliarde - oder gut 
zehn Prozent - mehr als im Vorjah-
reszeitraum.
Die Ausfuhr von Munition ist exor-
bitant gestiegen. 
Saudi-Arabien, das einen grausa-
men Krieg im Jemen führt, belegt 
den dritten Platz bei den Empfän-
gerstaaten deutscher Rüstungsex-
porte.

Interview mit Bischof Algermissen

In Zusammenhang mit der hier 
veröffentlichten Erklärung plant 
die Redaktion der AGORA für die 
nächste Ausgabe ein Interview 
zum Thema Waffenhandel mit dem 
Fuldaer Bischof und pax christi-Prä-
sidenten Heinz-Josef Algermissen.  
Wir möchten den Leser*innen der 
AGORA die Möglichkeit geben, Fra-
gen an Bischof Algermissen für die-
ses Interview zu formulieren.  
Wenn Sie also eine Frage zum The-
ma haben, senden Sie diese mit dem 
Betreff „Frage an Bischof Algermis-
sen“ bitte per Mail an redaktion@
agora-fulda.de oder per Post an: 
Redaktion AGORA, Luckenberg 1, 
36037 Fulda.

Kriegsspuren erkennen - Waffenhandel beenden
Erklärung von Bischof Algermissen zum Internationalen UN-Friedenstag im September 2016

Bischof Algermissen 
(Foto:  StagiaireMGIMO, CC BY SA 3.0)

Inge Hirschmann ist genervt. Stän-
dig, so beklagt sich die Schullei-
terin, würden Leute anrufen, um 
sie zu diesem Thema zu befragen. 
Während sie spricht, gibt Hirsch-
mann sich keine Mühe, ihren Ber-
liner Dialekt zu verbergen. „Man 
darf Kinder mit Behinderungen 
nicht aussondern“, sagt sie.   

Das Thema, über das sie spricht, ist 
seit einigen Jahren bei jenen, die 
sich für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen einsetzen, ein 
geflügelter Begriff: „Inklusion“. In-
klusion beschreibt nicht nur wie 
nach den Vorstellungen der Ver-
fechter jenes Ansatzes mit behin-
derten Menschen umzugehen sei. 
Man will auch ein bestimmtes Men-
schenbild vermitteln. Es geht dar-
um, dass Menschen mit Behinde-
rungen nicht erst in eine „normale“ 
Gruppe integriert werden müssen, 
eben deshalb, weil sie nicht unnor-
mal sind. Stattdessen soll sich die 
Heterogenität der Gesellschaft in 
allen Lebensbereichen widerspie-
geln. So fordert der Berliner Behin-
dertenverband (BBV) zur effektiven 
Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention – in welcher das 
Ziel der Inklusion einen zentralen 
Punkt einnimmt – an allen Gesetz-
gebungsverfahren beteiligt zu wer-
den, die die Belange von Menschen 
mit Behinderungen betreffen.
Beim Thema Schule sind die Ver-
fechter der Inklusion besonders 
engagiert. Die Verschiedenheit der 
Menschen soll sich auch im Schulun-
terricht widerspiegeln: Das heißt, 
Unterschiede zwischen Schülern 
nicht als Mangel zu empfinden, son-
dern von Anfang an zu akzeptieren, 
dass jedes Kind individueller För-
derung bedarf. Doch selbst in jenen 
Bundesländern, die wie Bremen die 
Inklusion bereits 2009 gleich nach 

Inkrafttreten der UN-Behinderten-
rechtskonvention in ihre Schulge-
setze aufnahmen, sind die Gräben 
zwischen Befürwortern und Skepti-
kern so tief wie eh und je. 
Inge Hirschmann ist Direktorin der 
Heinrich-Zille-Grundschule, ei-
ner „Inklusionsschule“. Die Schule 
befindet sich im Hinterhaus eines 
Berliner Altbaus im Stadtteil Kreuz-
berg. Hirschmanns Büro wirkt auf-

geräumt und funktional. „Der Ge-
danke ist, weg vom einzelnen Kind 
zu gehen, sondern zu sagen, wir ma-
chen uns fit für die Kinder, die kom-
men. Wir wollen eine Schule für alle“, 
sagt Hirschmann. Doch hier beginnt 
das Dilemma: Denn dieses Modell 
steht fast zwangsläufig in Abgren-
zung zur integrativen Beschulung. 
Dem Integrationsgedanken wohnt 
der Ansatz inne, dass Schüler mit ei-
ner Behinderung den Unterricht an 
einer Regelschule besuchen, dort 
jedoch individuelle Förderung zum 
Beispiel durch spezielle Hilfsmittel 
erhalten, und so auch in Kontakt zu 
nicht behinderten Kindern treten 
können. „Bei der Integration ist das 

behinderte Kind der Bittsteller. Das 
fängt bei der Frage an, ob ein behin-
dertes Kind einen Assistenten be-
kommt“, kritisiert Hirschmann. 
Beiden Konzepten, dem der Inklu-
sion sowie dem älteren der Integ-
ration, steht das Modell der För-
derschule entgegen. Hier werden 
Kinder mit ähnlichen Handicaps an 
speziellen Schulen von speziell aus-
gebildeten Sonderschulpädagogen 

unterrichtet. Die Förderschulen 
sind, angefangen bei ihrem Mobiliar, 
über die Größe der Klasse und die 
Architektur des Schulgebäudes, bis 
hin zur Gestaltung des Unterrichts 
komplett auf die Kompensation der 
Behinderungen ihrer Schüler einge-
stellt. Kann eine inklusive Schule be-
hinderten Kindern ebenfalls einen 
solchen Komfort bieten? An ihrer 
Schule seien unter den behinderten 
Kindern hauptsächlich welche mit 
Lernbehinderungen. Daher könne 
man auf besondere Hilfsmittel, wie 
es sie zum Beispiel an Sehbehinder-
tenschulen gibt, verzichten, weicht 
Inge Hirschmann aus. „Ich gebe zu, 
wir sind Pioniere auf diesem Ge-

biet.“ An der Heinrich-Zille-Grund-
schule sind bei einer Klassengröße 
von 24 Kindern 3 mit Förderbedarf. 
Für behinderte Schüler werden 
halbjährlich Förderpläne erstellt. 
Sozialpädagogen werden im Unter-
richt eingesetzt, um bestimmte Kin-
der zusätzlich zu unterstützen. 
Der Lehrerverband „Lehrer NRW“ 
kritisiert, die UN-Behinderten-
rechtskonvention werde falsch aus-
gelegt. Dort stehe zwar, dass Kinder 
mit und ohne Behinderungen nicht 
vom gemeinsamen Lernen abge-
halten werden dürfen, das gebiete 
jedoch nicht die Schließung von 
Förderschulen. Tatsächlich droht 
zumindest in Nordrhein-Westfah-
len vielen Förderschulen die Schlie-
ßung, nachdem die Landesregie-
rung eine neue Mindestschülerzahl 
verordnete, die über der bisherigen 
liegt. Davon könnte auch der Sohn 
von Birgit Hoppe betroffen sein. 
Der 13-jährige Nikolas leidet unter 
Autismus und besucht eine För-
derschule in Paderborn. „Bei einer 
Integrationsschule hätte ich Angst, 
dass er vielleicht gehänselt wird“, 
sagt Hoppe. Auch an Nikolas’ Schu-
le werden Förderpläne erstellt und 
zusätzliche Lehrkräfte im Unter-
richt eingesetzt. Die Klassengröße 
beträgt acht bis zehn Kinder. Nach-
mittags hat Nikolas Logopädie und 
Ergotherapie – alles an einem Ort. 
Ein schuleigener Fahrservice holt 
die Kinder morgens ab und bringt 
sie nachmittags heim.  
Die Aktion Mensch verkündete un-
längst im Rahmen einer Kampag-
ne zur Förderung der Inklusion, an 
Förderschulen würden Kinder „aus-
sortiert“. Sieht Inge Hirschmann das 
genau so? „Ich finde schon, dass man 
von aussortieren sprechen kann“, 
sagt sie unumwunden. „Wir brau-
chen keine spezielle Förderung. Wir 
brauchen einfach gute Schulen.“ 

Dann erzählt sie plötzlich von der 
Begegnung mit einem Elternpaar, 
das sich kürzlich bei ihr vorgestellt 
habe. Deren Junge hatte aufgrund 
einer schlimmen Knochenkrankheit 
ein deformiertes Gesicht. „Da habe 
ich mir schon gedacht, der wäre an 
einer Förderschule eigentlich bes-
ser aufgehoben. Weil hier die Ge-
fahr doch größer ist, dass er von den 
anderen Kindern gemobbt wird.“ 
Hirschmann windet sich auf ihrem 
Stuhl, bevor sie sagt: „Letztendlich 
ist Inklusion ein Glaubensbekennt-
nis.“ 

Ergänzung der Redaktion:

Am Beispiel der Marienschule in 
Fulda zeigt sich, wie der inklusive 
Gedanke auch mit vergleichsweise 
kleinen Veränderungen umgesetzt 
werden kann. Ein schallgedämm-
tes Klassenzimmer, Unterstützung 
durch Headsets und Mikrofone und 
eine besonders gebärdenreiche 
Sprache der Unterrichtenden sind 
Methoden, die den Besuch der Re-
gelschule auch für Schülerinnen und 
Schüler mit einer Beeinträchtigung 
des Hörvermögens ermöglichen.
Zur Frage, ob eine komplette Ab-
schaffung der Förderschulen im 
Zuge der Inklusion möglich oder 
sinnvoll ist, würden wir uns über 
Diskussionsbeiträge oder Erfah-
rungsberichte von Ihnen, liebe Le-
serinnen und Leser, freuen.

Zum Autor:

Till Kronsfoth, geboren 1987, stu-
dierte in Marburg und Berlin Ge-
schichte. Im Anschluss absolvierte 
er eine Ausbildung zum Fachjourna-
listen. Seit 2009 veröffentlicht er im 
Selbstverlag Romane.

Inklusion - Ein Glaubensbekenntnis?
Ein Gastbeitrag von Till S. Kronsfoth

Blick in ein Klassenzimmer (Foto:  hdornak, public domain)
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Auf der Reise von Fulda nach Karls-
ruhe gerieten Laura und ihre Omi in 
ein Abteil, in dem lauter Ausländer 
saßen: eine Türkin mit ihrem klei-
nen Sohn, ein Japaner mit seiner 
Frau und ein Afrikaner. Das gefiel 
Laura und Omi gar nicht. Beide un-
terhalten sich gern. Zwei Stunden 
stumm sein, in einem proppevollen 
Abteil - nein, das ist nichts für sie.

Anfangs hatte Omi noch Hoffnung, 
dass von den Ausländern jemand 
Deutsch verstünde.
Sie wandte sich an die Türkin mit 
dem Kind auf dem Schoß: „Na, wo 
soll‘s denn hingehen?“
Die junge Frau sah sie hilflos lä-
chelnd an und hob die Schultern. 
Also die fiel für eine Unterhaltung 
schon mal aus. Omi seufzte.
Nach einer Weile versuchte sie, ein 
Gespräch mit den Japanern anzu-
knüpfen. Die antworteten ihr höf-
lich auf Englisch. Omi hörte wohl, 
dass das Englisch war, aber sie hatte 
weder in der Schule noch im spä-
teren Leben Englisch gelernt. Und 
Laura ist erst neun Jahre alt.
„Sie verstehen wohl auch kein 
Deutsch, nicht wahr?“, sagte Omi zu 
dem Afrikaner.
Der antwortete ihr so, als ob er je-
des Wort durch die Nase bliese. Das 
war wohl Französisch. Nein, auch 
Französisch konnte Omi nicht ver-
stehen, und Laura schon gar nicht.

„Zwei Stunden lang“, seufzte Omi. 
„Zwei Stunden und fünfundzwanzig 
Minuten! Wenn man bedenkt, wie 
interessant es sein könnte, sich ein 
bisschen näher zu kommen!“
Aber Laura gab noch nicht auf. Wa-
rum sollte eine Unterhaltung nicht 
auch ohne Sprache möglich sein?
Sie saß dem kleinen türkischen 
Jungen gegenüber. Er war höchs-
tens zwei Jahre alt. Sie schnitt ein 
paar lustige Grimassen. Er musste 
lachen. Sie ließ ihre Finger wie Flie-
genbeine über seinen Bauch bis un-
ter sein Kinn krabbeln und kitzelte 
ihn dort. Der Kleine krähte vor Ver-
gnügen. Alle im Abteil schauten zu 
und amüsierten sich.
Laura ließ ihren Zeigefinger wie 
eine Mücke kreisen und summte 
dazu. Die Mücke setzte sich auf den 
Arm, die Wange, das Knie des Jun-
gen und zwickte. Aber nur ganz we-
nig - so, dass es nicht weh tat. Der 
Kleine versuchte die Mücke weg-
zuscheuchen. Aber sie war schlau. 
Immer wieder fand sie einen Weg, 
ihn zu erreichen. Alle hatten ihren 
Spaß, der Kleine wie die Großen.
Warum sollte es die Mücke nicht 
auch mal bei dem Afrikaner versu-
chen? Aber der war schneller. Mit 
einem Gelächter, das den Zug fast 
entgleisen ließ, fing er Lauras Zei-
gefinger ein und ließ ihn erst nach 
einer Weile wieder frei. Alle lachten 
mit.

Omi hatte jetzt auch eine gute Idee, 
wie sich‘s im Abteil weiter gegensei-
tig anfreunden ließ: Sie packte ihren 
Streuselkuchen aus und bot ihn an. 
Alle nahmen ein Stück. Er schien 
zu schmecken. Denn der Afrika-
ner rollte mit den Augen, machte, 
mit hochgezogener Braue auf den 
Kuchen zeigend: „Mmmm!“, press-
te Daumen- und Zeigefingerspitze 
aneinander und hob die drei übri-
gen Finger hoch. So machen Köche, 
wenn sie eine Speise gut finden. 
Laura kennt das aus den Werbe-
spots.
Die beiden Japaner nickten eifrig 
und sagten: „Very good, very good!“, 
was so ähnlich wie „gut“ klang. Die 
Türkin legte die Hand auf ihren Ma-
gen und machte ein verzücktes Ge-
sicht. Und der kleine Junge stopfte 
sich ein zweites Stück Kuchen in 
den Mund.
Als der Getränkewagen mit Geklin-
gel vorbeigeschoben wurde, spen-
deten die Japaner für alle eine Fan-
ta, und alle bedankten sich herzlich 
auf ihre Weise. Laura lächelte und 
nickte, und die Japaner verstanden, 
was sie damit meinte.
Ihr fiel das Schwarzer-Peter-Spiel 
ein, das sie mit auf die Reise genom-
men hatte. Es lässt sich auch ohne 
zu sprechen spielen. Und es ist so 
kinderleicht zu lernen.
Die Japaner nickten und lachten, als 
ihnen Laura die Kartenpaare und 

den einzelnen Schwarzen Peter - 
einen grinsenden schwarzen Kater 
- zeigte. Offensichtlich kannten sie 
dieses Spiel auch. Die Türkin und 
der Afrikaner begriffen die Spielre-
geln schnell. Und dann spielten sie.
Der Afrikaner lachte schallend, 
nachdem der Japaner den Schwar-
zen Peter gezogen hatte. Der gab 
ihn mit todernstem Gesicht an sei-
ne Frau weiter. Jeder verlor mal, 
außer der Türkin, und Omi blieb 
sogar dreimal auf dem Schwarzen 
Peter sitzen! Der Afrikaner bot ihr 
zum Trost einen Schokoriegel an. 
Aber Omi lachte nur. Sie versteht 
Spaß und kann verlieren, ohne sich 
darüber zu ärgern. Das ist auch eine 
Kunst.
Zwischen Mannheim und Karlsru-
he fing Laura an zu singen. Sie sang: 
„Die Vögel wollten Hochzeit halten 
in dem grünen Walde...“. Omi sang 
die zweite Stimme dazu, denn sie 
ist im Gesangverein. Sie erhielten 
Applaus. Dann zeigte Laura auf den 
Mund des Afrikaners und sang: „lal-
ala“. Er verstand sie und sang mit 
lauter Stimme ein afrikanisches 
Lied. Es gefiel nicht nur Laura sehr 
gut. Alle klatschten. Danach sangen 
die Japaner. Sie sangen sehr leise, 
und ihr Lied klang etwas ungewöhn-
lich. Aber Laura und Omi hatten da-
für Verständnis. Man kann ja nicht 
erwarten, dass ein japanisches Lied 
genau so wie ein deutsches klingt. In 

Japan ist vieles anders.
Und die Türkin? Sie zierte sich eine 
Weile, dann sang sie auch. Sie be-
kam besonders viel Applaus.
Kurz vor Karlsruhe stimmten die 
Japaner eine Melodie an, die auch 
Omi kannte.
„Das ist Freude, schöner Götterfun-
ken!“, rief sie. „Das haben wir mit 
unserem Chor gesungen.“
Sie übernahm die zweite Stimme. 
Auch der Afrikaner kannte die 
Melodie und sang sie so laut mit, 
dass man sie sicher noch im dritt-
nächsten Abteil hören konnte. Nur 
der Türkin war sie fremd, aber sie 
klatschte den Rhythmus mit. Sie 
wiederholten das Lied gemeinsam, 
bis der Zug hielt.
„Omi, können wir nicht noch ein 
Stück weiter mitfahren?“, bat Laura.
Aber in Karlsruhe warteten ja schon 
Vati und Mutti auf dem Bahnhof. 
Und so gab es ein lebhaftes Umar-
men und Händeschütteln. Noch als 
Omi und Laura über den Bahnsteig 
davongingen, winkten ihnen die Ja-
paner, die Türkin und der Afrikaner 
aus dem Abteilfenster nach. Omi 
und Laura winkten zurück. Laura 
breitete ihre Arme ganz weit aus. 
Was sie damit sagen wollte, ver-
standen ihre Freunde im Zug ganz 
genau.

Sprechen geht auch anders
Eine Kurzgeschichte von Gudrun Pausewang

Kerzenbekrönt

Senkt sich die Dämmerung an frostigen Tagen,
früher denn jemals, doch zauberhaft blau,
hängt über stolzen gewölbten Mansarden,
hält über giebelgeschmückten Fassaden,
bannt aus dem Geiste das leidige Grau.

Stürzen Gestirne herab in Kaskaden,
feucht ist das Pflaster, doch golden getönt,
spannen sich Perlen an Faden um Faden
blinkend und bebend von Laden zu Laden
bis an die Kirchtürme, kerzenbekrönt.

Christina Egan

Farbechte Hoffnung

Der Behälter enthält
eine bunte Matratze,
einen kleinen Fernseher
und eine Familie: 
Mann, Frau und Kind.

Jeder von ihnen marschierte
durch Wüsten und Sümpfe
mit einem Rucksack voll Kleidern
und einer Tasche voll Träumen.

Träumen von Süßigkeiten
und Brot, von Spiel
und Arbeit, von Frieden.

Träume von Alltag.
Träume von Schlaf.
Träume von Heimat.

Der Behälter enthält
drei hungrige Menschen,
drei hungrige Herzen
und viele Ballen farbechter Hoffnung.

Christina Egan

Briefe an die Redaktion
Wir freuen uns immer über Zu-
schriften, egal ob digital oder ana-
log. Am häufigsten erreichen uns 
über unsere Facebookseite Reakti-
onen von Lesenden, etwas seltener 
bekommen wir direkt Zuschriften 
per E-Mail. In den beiden Fällen hier 
wollten wir jedoch auch Ihnen, dem 
geneigten Leser und der geneigten 
Leserin der Ausgabe 10, die Zu-
schriften nicht vorenthalten: Zum 
einen eine kleine Verbesserung, die 
wir gerne an die nicht mehr ganz so 

im Latein firme Frau Korlev weiter-
geben; zum anderen: zwei von der 
AGORA Ausgabe 7 inspirierten Ge-
dichte. Dazu noch aus Tottenham 
in Großbritannien (Noch-EU), nicht 
mehr ganz in unserem Hauptein-
zugszentrum Osthessen...

Wir wünschen viel Spaß beim lesen 
und freuen uns natürlich sehr auf 
weitere Zuschriften!

Ihre AGORA Redaktion
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Da packt man sich doch an den 
Kopf! Und wieder ist es einigen 
Konzernen gelungen, sich die  
finanziellen Folgen ihres unver-
antwortlichen wirtschaftlichen 
Handelns vom Hals zu schaffen. 

Nur die Stilllegung und den Rück-
bau der Atomkraftwerke sowie 
die Verpackung des Atommülls 
sollen EON, RWE, Vattenfall und 
EnBW selbst zahlen. Die Bundes-
regierung will dafür freundlicher-
weise die Atommüll-Entsorgung 
übernehmen, ebenso wie die Haf-
tungsrisiken der Endlagerung. 
Doch bisher gibt es noch gar kein 
Atommüllendlager, und die tat-
sächlichen Kosten für den Steuer-
zahler sind in keinster Weise für 
die nächsten 100.000 Jahre sicher 
zu kalkulieren. Nach einer Studie 
von Greenpeace wurde die deut-
sche Atomindustrie in den Jahren 
von 1950 – 2010 mit dem stattli-
chen Betrag von 204.000.000.000 
€ (204 Mrd. Euro) subventioniert. 
Dazu gehörten direkte Finanzhil-
fen des Bundes, Forschungsför-
derung, Kosten für die Atommül-
lendlager Asse II und Morsleben 
und für die Stilllegung ostdeut-

scher Atommeiler. Dazu kommen 
Steuervergünstigungen in der 
Energiebesteuerung und durch 
die Regelungen bei den Entsor-
gungsrückstellungen, sowie Zu-
satzeinnahmen der AKW-Betrei-
ber durch den Emissionshandel.
Mit einer einmaligen Zahlung von 
nur 23,6 Mrd. € gelingt es jetzt 
den vier Stromriesen, sich sämt-
licher zukünftiger Folgekosten 
durch die jahrhunderttausende-
lange Endlagerung zu entledigen. 
Unbestritten handelt es sich um 
ein Lehrstück für künftige Firmen-
lenker mit dem Titel: Wie es mir 
gelingt, die Gewinne aus meinem 
wirtschaftlichen Handeln zu pri-
vatisieren und die Folgekosten der 
Gesellschaft an den Hals zu hän-
gen.
Und unser Wirtschaftsminister 
lässt sich mit der Billigung einer 
solchen Regelung, deren Folge 
eine ungeheure und noch nicht 
einmal auch nur in Ansätzen be-
zifferbare finanzielle Last für die 
nächsten mindestens 3000 Gene-
rationen (zur Verdeutlichung: Die 
Pyramiden von Gizeh wurden vor 

etwa 150 Generationen gebaut)in 
Deutschland bedeutet, am Nasen-
ring durch die Manege ziehen und 
fordert das Publikum auch noch 
zum Klatschen auf nach dieser 
Glanzleistung.

Einige Kommentatoren bewerten 
den Beitrag der Atomindustrie als 
ausreichend, denn schließlich soll-
ten die Konzerne in ihrem Bestand 
nicht gefährdet werden. Was für 
eine schöne feine Welt. Hier kann 
man sich wirtschaftlich betätigen, 
im Laufe von Jahrzehnten einen 
dreistelligen Milliardenbetrag 
als Gewinn einfahren und dann, 
irgendwann, wenn einem die Fol-
gekosten über den Kopf zu wach-
sen drohen, einfach sagen: Lieber 
Staat, mach Du doch mal. Jeder 
Handwerker, jeder Selbständige, 
der sich in seinem wirtschaftlichen 
Tun verkalkuliert und daraufhin 
insolvent wird, muss für die Folgen 
seiner Handlungen haften, und 
zwar im Zweifelsfall bis hin zur 
Privatinsolvenz und bis ans Ende 
seiner Tage. 
Eigentlich wäre es an der Zeit, die 
aktiven Bürgerinnen und Bürger, 
die sich bereits in den Achtziger 

Jahren gegen den Ausbau der Ato-
mindustrie in unserem Land enga-
giert hatten, zu loben und deren 
Engagement ins rechte Licht zu rü-
cken. Wurden sie doch damals von 
der herrschenden Politik schnell in 
die radikale Ecke gestellt, und auch 
von der Mehrheitsgesellschaft 
misstrauisch angesehen und oft-
mals verunglimpft. Sie waren eben 
nicht unkritisch fortschrittsgläu-
big und somit dem damaligen Zeit-
geist und der politischen Agenda 
im Weg.
Nachdem nun klar ist, dass die Fol-
gen des Handelns der vier Atom-
konzerne in diesem Land unglaub-
liche Milliarden an Folgekosten 
verursachen werden, und letztlich 
doch wieder der Staat, sprich, wir 
alle als Bürger dieser Gesellschaft, 
dafür zahlen müssen, wäre mein 
Vorschlag zur angemessenen Be-
teiligung der vier Konzerne gewe-
sen: Eine Übereignung sämtlicher 
zukünftiger Gewinne dieser Un-
ternehmen an die Staatskasse. Die 
Aktionäre hätten dann leider in 
die Röhre geguckt, sie hätten ihre 
Unternehmensanteile verloren, 

was im Einzelfall sicher tragisch, in 
der Gesamtheit jedoch als Folge-
wirkung angemessen wäre. Dem 
Anleger an der Börse wäre es ein 
Lehrstück über die Risiken, die 
eine Aktienbeteiligung hat, und 
die eben die zweite Seite der Me-
daille der großen Zugewinnmög-
lichkeiten durch Aktienbesitz ist. 
Selbst mit der Übereignung sämt-
licher Geschäftsanteile an den 
deutschen Staat und der Nutzung 
aller zukünftigen Gewinne zur De-
ckung der atomaren Folgekosten 
bliebe immer noch ein erheblicher 
Anteil übrig, der dann von den 
steuerzahlenden Bürgern gedeckt 
werden müsste.
Aber von der großen Koalition in 
Berlin ist eine solch zukunftswei-
sende und der Ernsthaftigkeit der 
Angelegenheit entsprechende 
Entscheidung wohl nicht zu er-
warten. Zu sehr sitzt der neolibe-
rale Geist noch in den beteiligten 
Ministerien. Zu sehr wird allent-
halben noch auf die heilenden 
Wirkungen des Marktes vertraut. 
Zu sehr wird die Politik von Lob-
byerfolgen beherrscht. 
Zu sehr stecken wir hier im Kapita-
lismus fest.

Beispielrechnung: 
Am Eingang des deutschen Atom-
müllendlagers muss für die nächs-
ten 100.000 Jahre ein Pförtner 
sitzen. Geht man von 8 Arbeits-
stunden pro Tag aus, dann braucht 
man 3 Arbeitnehmer, die sich rund 
um die Uhr in Schichten abwech-
seln. Verdient einer der Pförtner 
ein monatliches Bruttoeinkom-
men von nur 2.000 €, dann kos-
tet er seinen Arbeitgeber unter 
Einrechnung der Sozialabgaben 
monatlich etwa 2.800 €.  Für 3 
Pförtner also monatlich 8.400 €   
-    Das sind im Jahr 100.800 € - In 
1000 Jahren dann 100.800.000 
€ - und in 100.000 Jahren stolze 
10.080.000.000 – In Worten zehn 
Milliarden und achtzig Millionen 
Euro. Alleine dafür, dass rund um 
die Uhr ein Pförtner am Eingang 
des Atommüllendlagers sitzen 
wird! Und hier sind solche Positi-
onen wie Urlaub, Krankheit, Lohn-
steigerungen und Inflation noch 
gar nicht berücksichtigt.

Stromkonzerne kaufen sich von 
Ewigkeitskosten frei
Ein Lehrstück in Lobbyarbeit der vier großen Stromkonzernen 

Holz, Pflanzen, Tiere, Metalle, 
Lehm, Stein: Menschen brauchten 
schon immer alle möglichen Mate-
rialien, um zu leben und zu überle-
ben. Aber die Menge an Stoffen, die 
wir pro Kopf jährlich verbrauchen, 
hat sich seit 1950 sage und schrei-
be verfünffacht. Und während die 
Menschheit bis zum Beginn der 
Industrialisierung um 1850 fast 
nur erneuerbare - pflanzliche und 
tierische - Biomasse verbrauchte, 
kamen seither insbesondere Indus-
trie- und Bauminerale sowie fossile 
Energieträger wie Kohle und Öl hin-
zu.
Sollte uns beunruhigen, dass der 
globale Materialverbrauch zwi-
schen 1950 und 2010 von 14 auf 
71 Milliarden Tonnen gestiegen ist? 
Ja, meint Dr. Anke Schaffartzik vom 
Wiener Institut für soziale Ökolo-
gie, die in ihrem von der Fuldaer 
Attac-Gruppe in Kooperation mit 
der Volkshochschule der Stadt ver-
anstalteten Vortrag „Mit Vollgas 
in den Abgrund: Zur Explosion des 
globalen Ressourcenverbrauchs“ 
Auszüge aus ihrer Forschung vor-
stellte. Denn die massive Extrakti-
on von Ressourcen überall auf der 
Welt hat drastische und unumkehr-
bare Auswirkungen auf das System 
Erde - von den Weltmeeren über 
das Klima bis zu den Böden. Kein 
Wunder, dass Wissenschaftler heu-
te vom Erdzeitalter des Menschen, 
dem Anthropozän, sprechen, wie 
jüngst in der Ausstellung „Willkom-
men in Anthropozän“ im Münchner 
Deutschen Museum. 

„Das würde die Grenzen sprengen“

Wie geht es nun weiter mit dem 
Ressourcenverbrauch? Schaffart-
zik hat mehrere Szenarien durch-
gerechnet - aber beruhigend ist 
keines davon. Im ersten Szenario 
- „Weiter so wie bisher“ - ging sie 
davon aus, dass sich die gegenwär-
tigen Verbrauchstrends in den früh 
industrialisierten Ländern wie bei-
spielsweise in Europa oder den USA 
ebenso fortsetzen wie die in den an-
deren Ländern. Die Folge: Es ginge 
„mit Vollgas in den Abgrund“. Der 
globale Materialverbrauch würde 
2050 um 430 Milliarden Tonnen 
über den 2010 erreichten 71 Mil-
liarden liegen. „Dieses Wachstum 
ist unmöglich,“ so Schaffartzik mit 
Verweis auf Umweltzerstörung, Kli-
mawandel und das Erschöpfen von 
Ressourcenbeständen: „Das wür-
de die Grenzen unseres Planeten 
sprengen.“
Beim zweiten Szenario wird ange-
nommen, dass die frühen Industri-
alisierer ihren Pro-Kopf-Verbrauch 
an Ressourcen auf 11 Tonnen redu-
zieren, während „der Rest der Welt“, 
der heute weniger verbraucht, auf 
11 Tonnen aufholen würde. Die Fol-
ge wäre immer noch wenig erfreu-
lich. Zwar ginge es immerhin nur 
noch „mit Halbgas in den Abgrund“, 
so Schaffartzik, aber das Niveau 
läge 2050 um 33 Milliarden Tonnen 
über dem Level von 2010 - und wei-
teres Wachstum wäre zu erwarten. 
Auch das wäre für einen Planeten, 
auf dem menschliches Leben mög-
lich sein soll, nicht zu verkraften.

„Opting out is not an option“

Was aber tun? „Opting out is not an 
option“ - oder, wie Schaffartzik in 
anderen Worten erklärte, aus dem 
Konsum aussteigen und Selbst-
versorger werden kann einzelne 
glücklich machen, ist aber kaum 
eine Lösung für alle. Die Entwick-
lung des Ressourcenverbrauchs ist 
nicht einfach individuellem Kon-
sumverhalten geschuldet, sondern 
der Notwendigkeit des Wachstums 
in unserem kapitalistischen Wirt-
schaftssystem. Und Wirtschafts-
wachstum ist nicht ohne ein Wachs-
tum des Ressourcenverbrauchs zu 
haben.
Für das dritte Szenario wechselte 
Schaffartzik dann die Perspektive. 
Brauchen wir wirklich 11 Tonnen 
Stoff im Jahr, um ein menschen-
würdiges, gutes Leben zu führen? 
Legt man den Entwicklungsindex 
der Vereinten Nationen, den so-
genannten Human Development 
Index (HDI), der sich aus der Le-
benserwartung, der Bildung und 
dem Pro-Kopf-Bruttonationalein-
kommen zusammensetzt, zugrun-
de, falle ein interessanter Trend auf. 
So erreichten manche Länder im 
letzten Jahrzehnt durchaus hohe 
HDI-Werte, obwohl sie nur 5,5 
Tonnen Ressourcen pro Kopf ver-
brauchten.

Wieviel Material braucht ein gutes 
Leben?

Zwar liegt der Verdacht nahe, dass 
diese Länder ihren hohen Wert auf 
dem Entwicklungsindex nur deshalb 
mit geringem Ressourcenverbrauch 
erreichten, weil sie ihren Res-
sourcenverbrauch auslagerten. So 
schlagen beispielsweise das Öl für 
in Deutschland betriebene Heizun-
gen und Autos, das Coltan für un-
sere Handys, das Lithium für unse-
re elektrischen Batterien oder das 
Gallium, Indium, Cer und Yttrium 
in unseren LED-Glühlampen nicht 
als deutscher Rohstoffverbrauch, 
sondern als derjenige der expor-
tierenden Ländern zu Buche. Das 
angeblich so „grüne“ Deutschland, 
dass ohnehin mit über 12 Tonnen 
pro Kopf massiv Ressourcen ver-
braucht, schneidet eigentlich sogar 
noch schlechter ab.
Trotzdem machen die Zahlen Hoff-
nung: Wenn die Menschheit ein 
gutes Leben mit einem Material-
verbrauch von fünf Tonnen pro 
Kopf hinbekommen würde, wäre 
die Folge eine deutliche Reduktion 
der Ressourcenexplosion und eine 
Stabilisierung auf dem Niveau von 
1950. „Sind wir soweit, dass wir mit 
weniger mehr erreichen können?“ 
fragte Schaffartzik zum Abschluss. 

Damit stellt sich die Frage, ob wir 
lernen können zu wirtschaften, um 
zu essen, zu wohnen und zu leben 
- und nicht, um Wirtschaftswachs-
tum zu produzieren.

Ein Videomittschnitt des Vortrags 
finden Sie auf dem Blog von Jens 
Brehl:
www.der-freigeber.de/mit-vollgas-
in-den-abgrund/

Umwelt & Energie
„Willkommen 
im Anthropozän!“
Dr. Anke Schaffartzik diskutierte die globale Explosion des 

Ressourcenverbrauchs

- ein Gastbeitrag von Amata Schneider-Ludorff

Foto: public domain
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Eine Revolution ist in vollem Gan-
ge, weltweit, bei der die erneu-
erbare Energieerzeugung durch 
einzelne Bürger*innen ein wesent-
licher Baustein ist.

Der Soziologe Jeremy Rifkim 
spricht dabei von der dritten indus-
triellen Revolution, die den Kapita-
lismus um eine neue Wirtschafts-
form ergänzen und zukünftig in 
vielen Bereichen ablösen wird. Was 
Rifkin zu erkennen glaubt ist, dass 
die „kooperierende Allmende“, also 
das gemeinsame Bewirtschaften 
von gemeinsamen Eigentum, immer 
mehr in der Vordergrund rückt, weil 
die Grenzkosten bei der Produktion 
von Gütern zukünftig gegen Null 
gehen werden. Das bedeutet, sind 
erst einmal die Fixkosten bezahlt, 
entstehen für die weitere Produk-
tion keine Kosten mehr. Im Internet 
der Dinge wird das Wissen frei ge-
teilt, mit der Hilfe von 3D Druckern 
werden Güter produziert, die Ener-
gie dafür selbst, erneuerbar und 
kostenlos erzeugt und durch selbst-
fahrende Fahrzeuge und Drohnen 
geliefert. Dies führe dann laut Rifkin 
dazu, dass der Konkurrenzgedanke 
des heutigen Systems zurückgehen 
wird und gemeinschaftliche Kreis-
läufe entstehen werden.

Nur eine Utopie? 

Wir haben mal im Energiesektor 
nach einzelnen Beispielen für Rif-
kins Vorhersage gesucht. Und sind 
fündig geworden!

Energiekosten I

In den vergangen sieben Jahren 
fielen die Preise für Solarmodule 
um rund 80 Prozent und die Preise 
für Windkraftanlagen um 30 bis 40 
Prozent. Laut dem Bericht The Po-
wer to Change der Internationalen 
Renewable Energy Agency (IRENA) 
werden die Preise weltweit noch 
weiter kräftig fallen*. Die durch-
schnittlichen Kosten für Strom aus 
Windkraftanlagen auf dem Land 
könnten bis 2025 um 26 Prozent 
sinken - aus Solarmodulen sogar um 
59 Prozent.
Bis 2025 würden so die Stromkos-
ten im globalen Durchschnitt für 
Strom aus Windanlagen an Land 
und Photovoltaik auf vier bis fünf 
Eurocent pro Kilowattstunde sin-
ken. Die Kosten der Stromerzeu-
gung mit Windkraftanlagen an Land 
liegen dem Bericht nach mit neuen 
Anlagen im weltweiten Durch-
schnitt bei sieben US-Cents pro 
kWh (5,7 Eurocent). Zum Vergleich: 
Strom aus neuen Kohlekraftwer-
ken kostet heute in Europa etwa elf 
Cents.
Wie günstig der Strom aus Solar-
kraft schon heute sein kann, zeigt 
ein großer Solarpark, der in den 
vereinigten Arabischen Emiraten 

gebaut werden soll. Der Stromver-
sorger in Dubai erhielt im Frühjahr 
das Angebot, dort Solarstrom für 
2,5 Eurocent pro kWh zu produzie-
ren.

*Man darf sich nun zurecht wun-
dern, warum man in Deutschland 
immer wieder hört, dass die Erneu-
erbaren zu teuer sind, so ist z.B. 
die EEG Umlage schon wieder ge-
stiegen. Dies zeigt jedoch lediglich, 
wie grundsätzlich falsch das seit 
1.1.2010 in Kraft getretene neue 
Berechnungsmodell des EEG ist. 
Sinkende Produktionspreise führen 
dabei zu einer steigenden Umlage. 
Glauben sie nicht? Schauen sie hier: 
http://tiny.cc/eegumlage

Wohnen I

In Alzey (Rheinland-Pfalz) ent-
steht eine Neubausiedlung mit 37 
Häusern, die sich Dank der „Pow-
er-to-Gas“-Technologie emissions-
frei und selbständig mit Energie 
versorgen wird.
Das in Rostock von der Firma Exy-
tron entwickelte System wandelt 
Wind- und Solarstrom in Erdgas 
um. Dieses wird in ein bestehendes 
Netz eingespeist und kann jeder-
zeit durch Blockheizkraftwerke zur 
Stromerzeugung und Wärmege-
winnung genutzt werden. Der Clou 
bei der Anlage ist der geschlossene 
Kreislauf: Das Kohlendioxid, das 
bei der Verbrennung des Methans 
entsteht, wird aufgefangen und 
wieder zur Produktion von Methan 
genutzt.

Die durch das Exytron-Verfahren 
gewonnene Kilowattstunde Ener-
gie, ob Strom oder Wärme, soll 
weniger als 17 Cent kosten. Und 
spätestens im Winter werden die 
Häuser bezugsfähig sein.

Energiekosten II

Laut dem Finanzdienst Bloomberg 
wurde im Jahr 2015 weltweit mehr 
Geld in erneuerbare Energien in-
vestiert als in konventionelle Kraft-
werke. Das Bemerkenswerte daran 
ist, dass dies trotz des Preisverfalls 
bei den fossilen Energieträgern, wie 
Kohle und Öl, passierte.

Für den Thinktank „Agora Ener-
giewende“ ist dies ein eindeutiges 
Zeichen, dass die Entwicklungs-
richtung in der Energiewirtschaft 
sich hin zur CO2 neutralen Stro-
merzeugung verändert hat. Grund 
dafür sind besonders die Kosten. So 
können selbst schon in Deutschland 
Solarparks Strom für unter 9 ct/kwh 
liefern. Das Frauenhoferinstitut 
rechnet damit, dass in den nächsten 
zehn Jahren der Preis für Photovol-
taikstrom in Mittel – und Südeuropa 

bis auf 4 ct/kwh fallen wird. Somit 
wird der Solarstrom viel schneller 
preiswert, als von Experten pro-
gnostiziert. Selbiges gilt übrigens 
auch für die Windkraft an Land, bei 
der durch neue Entwicklungen der 
Strompreis laut Patrick Graichen, 
Direktor von „Agora Energiewen-
de“, bis auf 6 ct/kwh sinken kann. 
Strom aus neuen Kohle – und Gas-
kraftwerken kostet dagegen heute 
bis zu 10ct/kwh.

Biomasse

Ein finnisches Unternehmen kann 
Tiermist komplett in Biogas und 
Dünger umwandeln.
Häufiger und manchmal auch be-
rechtigter Einwand gegen Biogas-
anlagen ist die Tatsache, dass man 
zur Gewinnung von Gas aus Mist 
auch zusätzlich pflanzliche Stoffe, 
hierzulande meistens Mais, benö-
tigt. Diese Zugaben reduzieren das 
Entstehen von Ammoniak während 
der Gärung. Ammoniak ist deshalb 
nicht gut, weil es die Bakterien 
hemmt, die für die Herstellung des 
gewollten Methangases zuständig 
sind.

Nun ist es einem finnischen Unter-
nehmen namens Ductor gelungen, 
eine Technik zu entwickeln, mit der 
auch große Mengen an Exkremen-
ten in Biogas umgewandelt werden 
können, und die den weitgehenden 
Verzicht auf Energiepflanzen wie 
eben etwa Mais ermöglicht. Durch 
einen „Strippen“ genannten Prozess 
wird das Ammoniak aus der Suspen-
sion entfernt. Dazu leitet man ein 
Gas durch die Flüssigkeit, welches 
das Ammonium mitreißt. So ent-
steht auch noch wertvoller Dünger.
Die derart entschärfte Brühe wird 
dann in die Biogasanlage gepumpt. 
„Unsere Pilotanlage in Finnland 
wurde problemlos mit reinem 
Hühnermist betrieben“, sagt Duc-
tor-Geschäftsführer Ari Ketola. In 
Deutschland sind derzeit zwei Anla-
gen im Bau, eine dritte hat der Bio-
gasanlagenbetreiber BGA Leemhu-
is in Weener an der Ems kürzlich 
geordert.
„Allein in Europa könnte die Bio-
gasindustrie mit unserer Technik 
einen zusätzlichen Gewinn von ei-
ner Milliarde Euro pro Jahr erzielen 
und gleichzeitig den CO2-Ausstoß 
um 1,5 Milliarden Tonnen senken“, 
verspricht Ketola. „Darüber hinaus 
würden mehr als 800.000 Hektar 
Nutzfläche, die derzeit für den An-
bau von Energiepflanzen verwen-
det werden, für die Nahrungsmit-
telproduktion frei.“

Wohnen II

Das Dorf der Zukunft wird schon 
gebaut: 
Das Essen – wächst in Gewächshäu-

sern vor der eigenen Haustür, 
der Strom – stammt aus regenerati-
ven Energiequellen, 
das Wasser –  wird direkt in der 
Nachbarschaft gesammelt, 
und der Müll –  der ist kaum exis-
tent, da es eine nahezu vollständige 
Kreislaufwirtschaft gibt.

In den Niederlanden entsteht in der 
Nähe von Almere seit diesem Som-
mer ein sogenanntes ReGen-Village 
–  ein regeneratives Dorf, das kom-
plett versorgungsunabhängig ist 
und in 18 Monaten bezogen werden 
soll.

Der US-Amerikaner James Ehrlich 
hat zusammen mit dem dänischen 
Architektenbüro EFFEKT, zahlrei-
che Kreisläufe zu einem komplexen 
autarken System kombiniert. Grob 
gesagt gibt es vier Bereiche: Nah-
rungsmittel-, Wasser- und Energie-
versorgung und natürlich die Mül-
lentsorgung.

Für das Essen bestehen im Dorf 
zahlreiche Produktionsstätten: nor-
male saisonabhängige Gärten, über 
den 120 Quadratmeter Wohnfläche 
bietenden Gebäuden installierte, 
beheizte Gewächshäuser, Vertical 
Farms, Viehhaltung und Aquaponik. 
Die für die Fleischproduktion ge-
haltenen Nutztiere ernähren sich 
von kompostiertem Abfall. Der un-
kompostierbare Bestandteil des 
Mülls wird zur Energieproduktion 
verbrannt, die restliche benötigte 
Energie soll durch Solaranlagen und 
Biogasanlagen gewonnen werden. 
Überschüssige Energie wird gespei-
chert und versorgt das Dorf, auch 
wenn gerade keine produziert wird.
Regenwasser dient als Bewässe-
rung und Trinkwasser gleicherma-
ßen – in einer gefilterten und einer 
ungefilterten Variante. Speicher 
sorgen für die Versorgungssicher-
heit.

Mit ReGen-Villages wird das Rad 
nicht neu erfunden, sondern auf 
bekannte Technologien zurückge-
griffen, die jedoch intelligent kom-
biniert werden. Mit dem neusten 
Stand der Agrartechnik wollen die 
Macher des Zukunftsdorfes einen 
zehnfachen Ernteertrag mit 90 Pro-
zent weniger Wassereinsatz erzie-
len. 
ReGen-Villages – ein Konzept, das 
einen Nerv trifft. Nicht nur, dass das 
Projekt mehrfach ausgezeichnet 
wurde, auch die Warteliste für künf-
tige Bewohner, auf der man sich auf 
der Dorf-Website eintragen kann, 
ist vollkommen überfüllt. Über 
6500 potenzielle Bürger des ersten 
ReGen-Village haben per E-Mail In-
teresse bekundet. Da trifft es sich 
gut, dass es nicht bei einem Dorf in 
den Niederlanden bleibt. Denn das 
Konzept soll auch in Dänemark, 
Norwegen und Deutschland zum 
Einsatz kommen.

Kleinstkraftwerke

Hoffnung geben auch die immer 
kreativer werdenden Erfindungen 
von kleinen Anlagen zur Stromher-
stellung.  So findet man etwa baum-
große Windkraftanlagen, deren Ro-
toren wie Blätter angeordnet sind 
und zum Beispiel das Stadtbild von 
Paris bereichern.  
Als weiteres Beispiel sei hier eine 
Turbine genannt, die man einfach 
in die Strömung eines Flusses legen 
kann.  Das Wasser treibt dann die 
zwei Rotoren der etwa 2m breiten 
Anlage an. So kann man auch in ab-
gelegenen Gegenden dauerhaft und 
unabhängig saubere Energie er-
zeugen, bis zu maximal 12 Kwh pro 
Tag (bei einer Fließgeschwindigkeit 
von 2,5 m/s). Dies ist genug Energie 
für einen 3-Personenhaushalt in 
Deutschland. 
Verbunden mit einem Kabel wird 
der erzeugte Strom in einer Batte-
rie gespeichert und steht so für das 
Versorgungsnetz eines Hauses zur 
Verfügung.

Weiterführende Links zu diesen 
Themen:

www.enorm-magazin.de

www.wiwo.de/technologie/green/

www.fr.de

 www.dw.com

Rifkin, J.: Die Null-Grenzkosten-Ge-
sellschaft: Das Internet der Dinge, 
kollaboratives Gemeingut und der 
Rückzug des Kapitalismus

Umwelt & Energie

Seht doch - es geht doch!
Erneuerbare Energien und gemeinschaftliches Wirtschaften auf dem Vormarsch

Foto: Martin Fisch, CC BY SA 2.0

Foto: EFFEKT.dk 
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Die AGORA war im antiken Griechenland der zentrale Fest-, Ver-
sammlungs- und Marktplatz einer Stadt. Für das demokratische 
Zusammenleben in einer Gemeinschaft kam ihr eine herausragende 
Rolle zu.  Der Marktplatz galt als Merkmal einer selbstständigen Stadt. 

Die  AGORA  Fulda als unabhängige Zeitung von Bürgern für Bürger ist 
ein Marktplatz der Ideen für kreative Kritik und Auseinandersetzung 
mit regionalen und gesamtgesellschaftlichen Themen. Wir wollen die 
Fuldaer Medienlandschaft erweitern und zur freien Meinungsbildung 
beitragen.

Wir arbeiten ohne Entgelt, sind werbefrei, unsere Auflage wird kosten-
los verteilt. Daher sind wir auf Spenden zur Finanzierung der Druck-
kosten angewiesen. Bauen Sie mit uns am Marktplatz der Demokratie 
und seien Sie dabei mit einem Pflasterstein-Soli-Abo!

 

 Abobestellung

             Ja, ich baue an der AGORA  Fulda mit! Ich fördere die Zeitung
                               einmalig              jährlich bis auf Widerruf mit 

                               20,- €                        ______ €

             und erhalte einen Pflasterstein als Geschenk.

             Hiermit ermächtige ich den Förderverein für Kultur, Ökologie
             und Kommunikation e.V. für die  AGORA  Fulda widerruflich den
             o.g. Betrag zu Lasten meines Kontos
             IBAN ______________________________________________________________
             durch Lastschrift einzuziehen.
            
             Ich werde andersweitig politisch aktiv und nehme nur den Stein.

              ____________________________________________________________________ 

              ____________________________________________________________________
              Datum, Unterschrift (Bitte unbedingt vollen Namen und Adresse angeben.)
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(freundlicherweise durch KÖK e.V. zur Verfügung gestellt) lautet:

IBAN: DE38 5305 0180 0040 0097 93
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Sparkasse Fulda
Verwendungszweck: AGORA Fulda
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Zeitung für Meinungsvielfalt, 
kreative Kritik und Satire

In dieser Zeitung könnte auch Ihr Artikel stehen.
Schreiben Sie uns. Sprechen Sie uns an.

Wir sind gespannt.

„Beim Nationalismus handelt es sich um die schlech-
te Ausdünstung von Leuten, die nichts anderes als 

ihre Herdeneigenschaften haben, um darauf stolz zu 
sein.“

Friedrich Nietzsche

Das Leben ist wie ein Fahrrad. Man muss sich 
vorwärts bewegen, um nicht das Gleichgewicht 

zu verlieren.
Albert Einstein

„Sie dürfen nicht alles glauben, was sie denken.“
Heinz Erhardt

„Bisher war der Bürger durch die Trägheit der Bü-
rokratie vor vielen Übergriffen des Bürokratismus 
geschützt. Jetzt kommt der Computer und macht 

das alles in Millisekunden.“
Konrad Zuse

Wenn jeder anstatt eines neuen Fernsehgerätes 
Frieden verlangen würde, dann würde es Frieden 

geben.
John Lennon

Sehr geehrter Herr Finanzminister Dr. Schäuble,

Ende 2016 läuft die Brennelementesteuer aus. Die AKW-Betreiber verschieben
schon jetzt den Wechsel ihrer Brennelemente auf nächstes Jahr – und umgehen
damit die Steuer. Dem Bundeshaushalt fehlen dadurch allein in diesem Jahr
rund 750 Millionen Euro.

Ich fordere Sie daher auf: Handeln Sie jetzt und stoppen Sie den 
Steuertrick der AKW-Betreiber. Verlängern Sie die Steuer 
auf Brennelemente um ein Jahr!

Herr Schäuble, lassen Sie sich
nicht von den Atomkonzernen 
austricksen!

220.000 
Menschen fordern
deshalb:

Bereits 220.000 Menschen haben diese Forderung innerhalb einer Woche unterzeichnet.
Eine gemeinsame Aktion von:
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Die Betreiber der deutschen Atomkraftwerke wollen sich vor rund 750
Millionen Euro Steuerabgaben für ihre Brennelemente drücken. Doch trotz
des drohenden Haushaltslochs schreitet Finanzminister Schäuble nicht ein. 

„Nach vorne wegschwätzen war gestern, 
handeln ist heute.“

Monika Bracht

„Wer Demut kennt, dass heißt, sein menschliches 
Maß Gott gegenüber, der findet den Mut, sich einzu-

mischen, findet Zivilcourage.“
Heinz Georg Henning

(Pfarrer der Christuskirche, Fulda)

Ich bin ein glühender Patriot unserer Verfassung 
und ein gläubiger Christ.

Heinz Georg Henning
(Pfarrer der Christuskirche, Fulda)

Dieses Zitat stammt aus der letzten Predigt von 
Pfarrer Henning am 16.10. 2016. 

Pfarrer Henning verstarb nur sechs Tage später am 22.10.16. 
Ich war ein echter Fan von ihm, er hinterlässt 

ein großes Loch in meinen Sonntagen. 
E. Rammler


